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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

5^. 20.

Freytag den 6. Brachmonat 1800. Erstes Quartas. Dei; 17- Prairial,

Gesetzgebung.

Großer Rath, 19. May.
(Fortsetzung.)

Carrard unterstützt diese Bittschrift und glaubt,
der 2iste §. des Fcodalrechtsgesetzes sey den Bittstel-
lern vortheilhaft; er fordert eine Untersuchungs-Com-
mission. Dieser Antrag wird angenommen.

Carrard, Gapani, Marcacci, Hecht/und Hubcr wer-
den in die Commission geordnet.

Der Distrikt Biberich, im Kanton Solothurn,
übersendet eine Bittschrift wider die Vertagung und
wider die Vollziehnngs-Commission.

Esch cr. Zwar ist diese Gcgcnvertagungsbittschrift
auch wieder in einer Rahme von Nebengegcnständcn

enthalten, über die viel zu sagen wäre; doch des lie-
ben Friedens wegen, laßt uns nur die Hauptsache
betrachten, und sie also aufden Kanzlcytisch niederlegen.
Angenommen.

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung,
und nach Wiedereröffnung der Sitzung, trägt Guter
im Namen einer Commission darauf an, über die

ihr aufgetragenen Fragen, wegen gänzlicher Auflösung
der Gesetzgebung und vollziehenden Gewalt, und

Wicderernennnng derselben durch die Wahlversamm-
lunzcn, zur Tagesordnung zu gehen. Zugleich fügt
er als seine eigene Meynung bey, daß er darauf an-

trage, eine Commission zu ernennen über die Fragen:
Ob man nicht ganz wieder, in Rücksicht des 7. Jen-
ners, in die Constitution zurücktreten sollte?

Kühn fordert, daß Suters eigene Motion als fremd-
artig auf die Seite gelegt, und nur der Antrag der
Commission in Berathung genommen werde.

Kuhns Ordnungslyotion wird angenommen, und

VIII.

die von Gütern im Namen der Commission vorgeschla-

gene Tagesordnung ebenfalls.

Huber fordert von der bestehenden Commission
über die Förmlichkeiten der Bittschriften ein baldiges
Gutachten, um dem Unfug, der hierüber geschieht,

so schleunig als möglich Inhalt zu thun.
Kühn wird dieser Commission beygeordnet und Hu-

bers Antrag angenommen.

Großer Rath, 20. May.

Präsident: Secretan.
Zschskke, Regicrungs-Commissar im Kanton

Waldstätten, übersendet die dritte Rechnung zu Unter-
stützung des unglücklichen Kantons, und Anzeige, daß

das spanische Schweizcrrcgiment Reding ;oov Fr. hie-

zu beitrug.
Auf Billeters Antrag wird ehrenvolle Meldung

dieses Schweizerregiments erklärt und die Rechnung
dem Senat mitgetheilt.

Abgeordnete des Distrikts Ölten, im Kanton Solo-
thurn, fordern die endliche Berichtigung ihrer auffran-
zösische Bons hin an die fränkische Armee gemachten

Lieferungen. An eine Commission gewiesen.

Hammer, Cartier, Ficrz, Maulaz und Geyüo; wer-
den darein geordnet.

Die Gemeinden Nüederswy! und LauperSwyl, im
Ober-EmmentHal, kommen bittschriftlich wider dieVer-
tagung der Räthe, den -ften Icnner und Ckâvels Ge-

fangenschaft ein. Auf den Kanzleytifch niedergelegt.

Schlu mpfs Gutachten über Vertheilung der Kor-
porationsgüter wird in Berathung genommen.

Cartier behauptet, die Commission habe ihrem

Auftrag kein Genüge geleistet, weil sie nur von Kor.
porationsgütern, statt von Gemeindgütern im Allge-
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meinen genommen, spricht. Er ferdett Zurückweisung
des Gutachtens an die Commission.

Sch lumps fordert paragraphweise Behandlung
seines Gutachtens, welchem dann ein zweytes Gutach-
îen nachfolgen soll.

Carrard. Bestimmtes Korporationsgut ist auch
bestimmtes Privateigentum, über dessen Benutzung
wir keine Gesetze zu geben das Recht haben. Was
dann die Geincindgntcr selbst betrifft, so ist es wahr-
lieh nicht der Zeitpunkt jezt, die allgemeine Zwistig-
kcit veranlassende Theilung derselben zu behandeln,
und nberdcm hat die Commission noch nicht genug
Be icht mer die Beschaffenheit dieser Gcmcindgürer
in den verschiedenen Theilen Helveticas eingezogen,
um ein zweckmäßiges Gutachten vorlegen zu können;
also weise man hierzu den Gegenstand der Commis-
sion zurück.

N ä f. Der Mangel an Lebensrnitteln in ganz Hel«
vetrcn, macht die baldige Vertheilung der eigentlichen
Gemeindgüter nothwendig; hierüber aber liefert uns
die Commission nichts, also weite man das Gutachten
derselben zurück, um über den eigentlichen ihr aufge-
tragcncn Gegenstand zu arbeiten.

Delves ist ganz Carrards Meynung, und denkt
sczt da »die Gemeinden so viel Lasten aus ihren Ge-
meindgütcrn tragen, die sonst unerträglich wären,
sey es nicht schicklicher Zeitpunkt zur Vereheilung.

Sch lumps. Gerade der grossen Verschiedenheit
der Gemeindgüter wegen war die Commission über-

zeugt, daß kein einziges und allgemeines Gesetz hierüber
möglrch sey, und fieng daher an, theilweise darüber
zu arbeiten; er fordert bestimmte Entscheidung von
der Versammlung, über die Hauptgrundsätze.—

Gmür stimmt auch für die Rückweisung an die

Commission, um ein Gutachten über die blossen Grund-
sätze der Theilung aufzustellen, indem es unmöglich
ist, bey der grossen Verschiedenheit der Gemeindgüter,
in die einzelnen Bestimmungen einzutreten. —

Oesch ist Carrards Meynung, und bemerkt daß

noch eine Commission, Berichtender die Benutzungs-
gesctze der Gemeindgüter schuldig ist, welche hierüder
wichtige Auskunst geben können. —

Carticr fordert einfache Zurückweisung an die

Commission.

Billeter ist Gmürs Meynung in der Uebcrzeu-

gung daß die Gemeinden von selbst für sich zu sorgen
wissen werden,-'

Das Gutachten wird der Commission zurückgewiesen,»

Millet im Namen einer Commission berichtet
über den Beschluß der Vollziehung, wegen Erneue-
rung der Muuizipalitälen, daß nichts Gesetzwidriges
darinn enthalten sey, und räth also an, nichts weiter
hierüber zu verfügen.

Angenommen.
Auf Cartier s Antrag soll die Commission, über

Loskaufder Grundzinse, in >4 Tagen Rapport machen.
Die Versammlung bildet sich in geheime Satzung.

Nach Wiedereröfnung derselben begehren mehrere Bür-
gcr von Buchholderberg ein Gesetz über Vertheilung
der Gemeinlasten. An die Vollziehung gewiesen. —

Die Commission über die Hausierer soll auf Cartiers
Antrag in 5 Tagen ein Gutachten vorlegen, und
wird durch Cartier ergänzt.

Br. Rudolf Bamzcrter, vowEyß im Distr. Zollc-.
kosen Canton Bern, klagt über feine Nichlent-
lassnng ans der Munizipalität. Tagesordnung.

Die Bürgerin Catharina Pachoz von Vauru; im
Canton Freyburg begehrt Nachlaß einer Strafe wegen
einem nnehlichen Kind. An den Vollz.Aussch. gewiesen.

14 Bürger von Ependes im Distr. Iferten kla-
gen wieder die Einforderung der verfallenen Grund-
zinft. Tagesordnung.

Daniel Chcvaley, Schulmeister in Vulliens Distr.
Oron übersendet seine Gedanken über Urversammlnw
gen, die an den Senat gewiesen werden.

Großer Rath. 21. May.
Präsident : Secretan.

Die Gemeinde Vclmont im Distr. Iferten kommt
wider die Entrichtung der verfallenen Grundzinse ein»

Man geht zur Tagesordnung.
Gmür im Namen einer Commission trägt darauf

an, die Anfragen der Vcrwaltungskammer von Waid-
statten, die Wiederbesctzung der Pfründen betreffend,

an die allgemeine Commission, zu verweisen.

Rellstad folgt, fordert aber innert 14 Tagen ein

Gutachten von dieser allgemeinen Commission, weil
hierüber grosse Unordnungen vorhanden sind, nnd die

Kloster-Prälaten wieder zuErncnnnng reformierter Pfar-
rer beaustragt lverden. Gmürs und Rellstabs
Anträge werden angenommen.

Das Gutachten welches darauf anträgt, das Gesetz

vom Zten Merz 1799 welches den öffentlichen Antlä-

gern bey den Gerichten untersagt/ den Advokaten-Be-
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ruf in ihren Cantonen auszuüben, aufzuheben und nen zweckmäßigern Gang unsrer Geschäfte sich berathe,
dagegen zu bestimmen, daß den öffentlichen Anklä- damit solche lausige Sachen einmal unterwegen bleiben*

gern fernerhin untersagt bleibe die Advocatur in sol- ^ Dieser Antrag wird angenommen, und in die Commis-,
chm Civil-Prozessen auszuüben, in welchen Criminal- flon geordnet: Cartier, Nüce, Ander werth,
Vergehen vcrwikelt seyn würden, wird in Berathung E scher und Carra rd.
genommen. Die Versammlung bildet sich in gehcimeSitzung. Nach

Cu stor kann nicht zum Gutachten stimmen, weil ihrer Wiedereröffnung wird G m ür in die Commission
die öffentlichen Angelegenheiten versäumt würden, j über Begnadigung des Joseph Iülians von St. Mau->

Cartier vertheidigt das Gutachten, swell jezt riz, geordnet, mit dem Auftrag, ehestens ein Gutach?
keme Staatsverbrecher mehr zu beurtheilen sind, und achten hierüber vorzulegen,
also die öffentlichen Ankläger weniger Geschäfte haben, j Die GemeindeHiltisrieden im Canton Luzern kommt
Dagegen glaubt er könnte die Besoldung dieser Be-

am ten mvdificiert werden.

Gap a n y fordert Rückweisung an die Commission,

um die Suppleanten am obersten Gerichtshof auch

in -diese Verfügung mit cinzubegreifen. Das Gutach-
ten wird der Commission zurückgewiesen.

wider die Vertagung der Räthe bittschriftlich eiü. Nie-
Verlegung aufden Canzleytisch.

E scher. Ich weiß, daß dem Präsident verschiedene

Bittschriften für die Vertagung, schon vor einiger Zeit
eingekommen sind, dessen ungeachtet hören wir immer
nur Bittschriften wider die Vertagung ablesen, und die

Der Vollziehungsansfchuß fordert Berechtigung, cini-, entgegengesezten Bittschriften werden, ich weiß nicht mit
ge alte Gebäude des Klosters St. Joseph in Solo-

thurn zu verkaufen; sie sind für 44:? Fr. geschätzt.—

An eine Comiss. gewiesen um in 2 Tagen zu rapportieren.

Kujli, Millet und Ntllstab werden in die

Commission ernannt.

Hemme lcr zeigt an, daß die Mitglieder der Ge-

mc indkammer von Bern in einem gedrukten Blatt H c rr
gemnnt werden, und fordert hierüber Rechenschaft von

der Vollziehung.

welchem Recht, Hinterhalten : Ich trage daraufan, daß

diese Bittschriften ohne Unterschied ihres Inhalts in der
' Ordnung wie sie einlangen uns vorgelegt werden,

j Der Präsident erklärt, daß diese Bittschriften, die

durch die Vollziehung eingesandt wurden und von
'

denen Esther spricht, eine auffallende Unregelmäßigkeit

hatten, indem von einer fremden Hand in 5 derselben

â
die Worte hineingekrizelt waren: "Wir begehren Mit-
theilung an die Gesetzgebung. „ Hierdurch veranlaßt,

Billeter folgt, weil man sonst auch bald wieder sprach der Präsident mit einem Mitglied der Vollziehung
sagen würde : nur in der Stadt wohnen die Herren. und gab ihm die Bittschrift zurück : Er bittet also für

C u st 0 r folgt. I die Zukunft um etwas mehr Vorsicht in den Beschul--

Rellstab will einzig die Gemeindkammer durch ^ digungen gegen ihn.
den Vollziehungs-Ausschuß zurccht weisen lassen, ob- ^ Escher. Freylichfällt nun mein Antrag vonselbst,

gleich er glaubt, diese Leute verdienen den schönen Na-, weil der Präsident diese Bittschriften nicht mehr bey

men Bürger nicht.
N äf. In Erwägung daß in Bern wenig Bürger sind,

und in Erwägung, daß diese Herren von Bern den Na-

men Bürger nicht verdienen, fordere ich Tagesordnung.

Carrard sieht zwar den Namen Herr nicht gern,
allein da dieses Blatt kein Zeichen von Officialität an

sich hat, so kann keine Art rechtlicher Klage daraus her-

geleitet werden, und also gehe man zur Tagesordnung.

H e m m eler beharret, denn die Sacke ist nicht so

unbedeutend, und gegenwärtig macht ein Hafner (Fät-
scherin in Bern) viele tausend Milchtöpfe, auf denen

Bären gemahlt erscheinen. Rellstabs Antrag wird ay-

genommen.
Cartier fordert eine Commission, welche über ei-

Hmden hat, allein ich stehe in der Ueberzeugung, daß

er pflichtwidrig und gefährlich handelte, indem er ei-

ne Botschaft der Vollziehung mit inliegenden Bittschrift
ten ohne Anzeige, ohne einen Beschluß von der Ver?

sammlung, für unregelmäßig erklärte, und sie zurück-

gab, und zwar nicht an die Vollziehung, sondern an
ein blosse» Mitglied derselben ; hoffentlich werden in Zu-
kunst solche partheyische Unregelmäßigkeiten unter?
bleiben.

Der Präsident erklärt, daß jeder das R.cht habe die

Erfüllung seiner Pflichten selbst zu beurtheilen und daß

er in der Ueberzeugung stehe, die Pflichten des Präsiden»

ten erfüllt zu haben.

Den -z. May war kein« Sitzung»



i Großer Rath, 2z. May.
Präsident: Seeretan.

Hemme ler wird zum Präsident ernannt.
Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung trägt K ulli im Na-
men einer Commission darauf an, den Verkauf von

zwey Nebengebäuden des Klosters St. Joseph, in So-
lolhurn,ju gestatten. — Der Antrag wird ange-

nommen.
Die Munizipalität von Neudorf, Canton Luzern,

kommt wider, den ?ten Jenner, die Vertagung der

Räthe und eine Bittschrift des Stifts Münster bitt-
schriftlich ein. Niederlegung auf den Kanzleytifch.

Die Munizipalität und Distriktsgcricht Hochdorf
übersenden eine Bittschrift im gleichen Sinn, und for-
der» dringendst eine Verfassung und Bekanntmachung
der Staatsrechnungen. Nledèrlegung auf den Kauz-
leptisch.

Die Agenten des Distrikts Fehraltorf fordern Be-
soldung. An die Vollziehung gewiesen.

UEinige Bürger von Wiflisburg, Kanton Freyburg,
klagen über ein: alte der Gleichheit zuwiderlaufende Ge-
meindverordnung in Rücksicht der Gemeindgüterbcnuz-
zung. An die bestehende Commission gewiesen.

Ehr mann wird zum deutschen Sekrctair ernannt.
Schlumps, im Namen einer Commission, tragt

darauf an, dem Joh. Barth, von Radelfiugcn, die

Hälfte der 4jährigen Zuchthausstrafe nachzulesssen, weil
er bey der Prozeßuntersuchung gesetzwidrig vom Di-
striktsgericht Ober-Emmenthal geprügelt worden, um
einen dritten Diebstahl zu bekennen, dessen er sich un-
schuldig erklärt.

Billeter stimmt zum Gutachten, fordert aber/

daß dieses Distriktsgericht wegen dem gesetzwidrigen
Verfahren gerichtlich verfolgt werde.

Cartier kann diesem Gutachten nicht beystimmen,
und will statt der Verringerung der Kettenstraft, die

darauf folgende unzweckmäßige Vcrbannungt-strafe
aufheben.

Bille ter beharret, weil Barth lieber verbannt
werden will/als die Kettenstrafe erdulden.

Rellstab verwirft das Gutachten und weist es

an die Commission zurück.

Per rig fordert Tagesordnung über diesen Begna-
digungsvorschlag.

Das Gutachten wird der Commission zurückgewiesen.

Seeretan erneuert Villeters Antrag daß die Com-
mission anch über die Bestrafung des Distrikts-Ge-
richts, welches der Menschlichkeit, der Vernunft und
den Gesetzen zuwiderhandelte, ein Gutachten vorlege.

Car rard ist zwar in Sccretans Grundsätzen wi-
der jede Tortur, allein dieses Distrikts-Gericht ist

schon durch einen erhaltenen Verweis bestrast, er will
eine Commission welche das Gesetz über Aufhebung
der Tortur näher entwiklc, und eine Straft beyfüge.

Näf folgt Carrard umso mehr, da man in vielen
Theilen Helvetiens das Prügeln nicht unter der Tor-
tur versteht.

C a r r a r d s Antrag wird angenommen, und in
diese Commission geordnete Custor, Näf und Vttsch.

Cartier im Namen einer Commission legt ein

Gutachten vor über die Corporationsguter in Brem-
garten, welches für sechs Tag auf den Kanzleytifch
gelegt wird.

Cartier, A rb und Hechtwerden zu Saalinspek-
toren ernannt. —

Großer Rath, 24.. May.
Präsident : Hemmeler.

Keller von Unterhallau erhalt für 4 Wochen

Urlaub.
Kühn wird in der Commission über die Advvka-

tur, durch H über crftzt.
Seeretan im Namen einer Commission legt ein

Gutachten vor, über ein. Ehrendcnkmahl der in der

Vertheidigung des Vaterlandes, leztcs Jahr gestorbnen

Bürger. — 6 Tag auf den Canzleytifch.

Schlumpf im Namen einer Commission, trägt

auf Befreyung des Hausarrests des Bürger Ronca

von Luzern an.
E sch c r. àzon ist Ronca einst begnadigt und feine

Gefängnißstraft in Hausarrest verwandelt worden. Er

hat öffentliches Gut entwendet, und darf also wenn wir

Sicherheit für öffentliches Gut im Staat haben wollen,

nicht ungestraft bleiben; ich fordre Tagesordnung über

das Gutachten und den Antrag zu dieser Begnadigung.

Bille ter stimmt zwar nicht gern zu solchen Be-

gnadigungen, denkt aber, da wir diejenigen begnadig-

ten, welche gegen das Vaterland kämpften, so könne

diese Begnadigung nicht verweigert werden.

Die Fortsetzung folgt.
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Ca r r ard. Schon mit Mühe ertheilten wir die
eerste Begnadigung Roncas, der Mitglied des obersten

^Gerichtshofs war, und doch öffentliches Gut entwen.
ddete ; wenn wir «hn min weiter begnadigen so löschen

rmir zuletzt alle Strafe aus / und nach Billeters Rai-
isonnement, müßten wir gar alte Strafen und alle

(Strafgerichte aufheben. — Er stimmt zur Tages.
Ordnung.

Cartier stimmt Carrard bey.

N à f. Die erste Begnadigung hatte nur statt, um
tder Haushaltung Noncas, Brod zu verfehaffen; allein
tder Zwek wurde nicht erreicht; warum also sollten
iwir von unserer ersten wohlthätigen Absteht abweichen
'.wollen? Er stimmt zum Gutachten, weil immer »och
!die harte Strafe, dcr Beraubung des Bürgerrechts,
u'ibrig bleibt. /

Gmür. Jede Strafe der Einsperrung hat nach,
theilige Folgen für die Familie des Bestraften; wenn
wir alfo hier dieses Grundes wegen, die Strafe auf-
heben, so müssen wir alle solche Strafen im Ganzen
einstellen, und dem Verbrechen die Thüre öfnen. Er
stimmt zur Tagesordnung.

Billet er. Wenn diese Begnadigung verdient
Begünstigung des Verbrechens genannt zu werden-» so

ist denn die Amnestie eine Begünstigung der Landes-
verrätherc». Er beharrt auf dem Gutachten.

Man geht über diesen Vegnadigungsantrag zur Ta»
gesordming.

Del 0 es. Im Namen der Saalinspektoren, legt
Rechnung ab, welche an einc Commißion zur Untersu-
chung gewiesen wird. Daller, G y sy u. M ä sch-

lin, werden hiczu verordnet.

S utcr und M a ula z werden der Münzkom,
mißion zur Ergänzung beygeordnet.

Der Senat übersendet den Titel des Constitutions»

Entwurfs, der die Verfassungsänderungen betrift.
Näf fodert Vermessung an eine Commißion, und.

begehrt, daß derselben alle nur wünschbare Zeit gelas-

sen werde.

Carrard folgt, will aber eine Commißion, die
den Constitutionsentwurf im Ganzen beurtheile, weil
bey der thcilweistn Behandlung nichts Ganzes heraus
kommt.

Anderw erth will Carrards Auftrag der Com-

mißion übergeben, die über die Arbeiten der Gcfctzge-

bung niedergesetzt ist.

Sccrctan widersetzt sich Anderwerths Antrag,
und fodert eine eigene Commißion; denn nie war es

weniger schikliche Zeit als lezt, über die Constitution
steh zu beschäftige».

C artier wundert sich über Secrctans Aeufferun-

gen, die mit feiner frühern Meyuung gar nicht über«

einstimmen. Er ist -Anderwerths Meinung.
Dieser Abschnitt wird an eine, aus den Bürgern

Bourgeois, Herzog von M., Bleß, Lüsch er
und Bcutler bestehende Commißion gewiesen.

Der Senat verwirft den Beschluß, der über die

Bittschriften einiger Gemeinden des Cantons Bern
auf das Munizipalitätsgefetz begründet zur Tagesord,
mmg geht. An die ehcvorige Commißion zurükgewiestn.

Die Gemeindkammcr von Wiflisburg kommt gegen
die dortige Munizipalikät bittfchriftlich ein, indem ihr
diese zu viel Lokalausgaben aufbürden wolle. An die

Municipalcommißion gewiesen.

Die Gemeinde Rauperswyl in Thurgau klagt, daß

ihre Filialkirche nicht mehr gehörig besorgt werde. —>
An die Vollziehung.

54 Bürger von Morste im Lcman, kommen wider
die Vertagung dcr Räthe bittfchriftlich ein.



Auf den Canzlcytifch gelegt.

Surer verzcigt zwey Schmähschriften/wovon die

erste ein Constitutions-Entwurf von Zimmermann,
französischem Pfarrer i» Zürich, die andere anonim ist,

und den Titel führt: „Die Mehrheit der Aklivbürgcr
von Baden"; beyde fodcrn Anstösima der Räthe mit
Beschimpfung und Aufruf zum Aufruhr. Er sodert

die gleiche Aufforderung an die Vollziehung, wie über

Schweizers Schmähschrift ergieng.

B i l! e t e r. Dieß erinnert uns an Schweizer,
der noch offen und frech herum spaziert — jezt kvmt
wieder ein Züricher Pfarrer zum Vorschein also wird
man sich nicht wundern, daß ich nicht so sehr für sie

eingenommen bin. Wenn das so fort geht, so giebt
es bald eine Blnthochzeit; und wenn Pfenninger so

nachläßig'gewcsen wäre, wie der jezige Statthalter,
so hätte er mehr als eine Absezung verdient. Er will,
daß die Vollziehung anzeige, was sie mit Schweizer
mache.

Nellstab hat Briefe erhalten, daß Schweizer
arretirt sey.

S e e r e t an. Das Beste ist sich mit solchen bos-

haften Amphibien nicht abzugeben, sonst bekommen sie

eine Wichtigkeit, die sie nicht verdienen. Friedrich
hat solche Schmähschriften verachtet — Er war groß—
Laßt uns gleich handeln, und statt uns mit diesen

Lumpercycn zu beschäftigen, uns unserer Pläze immer
würdig erzeigen. Diese Feinde der Freyheit werden

nichts auswirken, denn die Freyheit und Gleichheit
verstärkt sich täglich in Helvetica. Man gebe solche

Echimpfschriften an die Vollziehung, die uns dage.

gen schüzen ipird; thut sie dieß nicht, so werden wir
Gerechtigkeit von ihr zu erhalten wissen.

Beutler versichert, daß die meisten Bürger im
Canton Baden, von dieser zweyten Schweyzerschrift
nichts wissen.

S u t e r. Es scheint, Secretan bleibe seinen Grund-
sätzen nicht treu: Friedrich war stark und Alleinherr-
scher — wir sind noch in der Revolution begriffen,
und dürfen also hierüber nicht gleichgültig seyn. —
Solche Pfarrer sind nicht Diener der Religion, son-

dcru des Teufels; und ich beharre auf meinem Antrag,
.und fodcre, daß die Commißion über Prcßfreyheit in

14 Tagen ei» Gutachten vorlege.
Diese Schriften werden der Vollziehung überwiesen,

und die Commißion über die Preßftcyheit, zur Arbeit
cmfgefodcrc.

Die Versammlung bildet sich in geheinu Sitzung.

Grosser Rath, 26. May»

Präsident: Hemmet er.

W ild b e r g er erhält für ig. Tage Urlaub.
Die Gemeinden Signau, Eggiwyl, Höchstettcn,

Viglen, und Walkringcn, Ccnlo» Bern, kommen
wider die Entrichtungen der Erstlinge ein, und wollen,
daß zur Besoldung der Geistlichen, die gewöhnlichen
Abgaben benutzt werden.

Escher. Diese Gemeinden wissen dem Anschein
noch nicht, daß in mehreren Cantvne» die Pfarrer
ganz von ihren Gemeinden besoldet werden, nnd daß
diese Gemeinden sich noch nie wider Beybehaltnng
dieser Uebung erhoben, ungeachtet es doch gerade die-
jenigen sind, deren Vorfahren sich von den Feodal-
lasten in vollem Werthe loskauften. Will man die>
bisherige Besoldnngsart der Geistlichen aufheben, und
sie sämmtlich durch den Staat besolden lassen, so

werden diese Gemeinden, die sich dem so kleinen Bey-
trag der Erstlinge widersttzen, noch weit mehr zu be-

zahlen haben. Man gehe also zur Tagesordnung. —
Angenommen.

Bittschriften aus Lausanne, Walkringen und Lan-
genthal kommen wider die Vertagung der gcsctzgeben-
den Räthe bittschriftlich ein. — Nicdcrlegung auf
den Canzleytisch.

G r a f im Namen einer Commißion trägt darauf
an, die vordere Bcrnek bey St. Gallen als für die

Bleichen dieser Stadt unentbehrlich, von dem Gesetz,
über Benutzung der Gcmeindgüter, ansznnchmcn.

Cartier glaubt, mau müsse erst wissen, ob »och
andere Gemeindgütcr vorhanden seyen, um den Ar-
men ihren Theil zur Benutzung zu übergeben.

Graf bcharrt auf dem Gutachten, weil wirklich
noch hinlängliche Gemeingüter vorhanden sind, um
zur Benutzung ausgetheilt zu werden.

E scher. Wenn ein allgemeines Gesetz Ausnah,
men bedarf, so müssen diese nicht einzeln aufdie wirk-
liebe» Fälle namentlich im Gesetz angewandt, sonder»
als allgemeine Ausnahmbestimmungen für alle ähnliche
Fälle, dem Gesetz beygefügt werden. Nun ist nicht
bloß in St. Gallen der Fall vorhanden daß ein

Theil der Gemeindgütcr zu einem besondern Gebrauch
beyzubehalten, wichtig ist, sondern dieser Umstand
kann noch an andern Orten ebenfalls statt haben ;
man weise also das Gutachten der Commißion zurük,
damit sie uns im Allgemeinen vorschlage, daß da, wo
besondere Umstände die Beybehaltung eines Gemeinde
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guts erfoderlich machen, dasselbe nicht dem Gesetz über

die Bemitzungsart der Gcmeiiidgüter unterworfen

seyn, soll.

Nell st a b stimmt Eschen,, und Merz dem Gut-
achten bey.

Graf beharret, weil eigentlich die Gcmeindkam-

mcr von St. Gallen gar nichts von ihren Gemcindgü-

tern zur Benutzung austheilen will: übrigens will er

gerne der allgemeinen Bestimmung, die Efchcr fodert,
beystimmen.

Er lacher bestätigt Grafs Anzeigen, stimmt aber

E schern bey.

Das Gutachten wird der Commißion zurückgewiesen.

Graf im Namen einer Commißion trägt darauf
an „ In Erwägung, daß äussere und innere Verhält-
nisse allein bestimmen können wie starke Kriegsmacht
in einem Staat nöthig, und daß ein Staat in Frie-
denszeiten von äusserer Gefahr bedrohet und innern

Gäyrungen ausgefezt werden kann; daß also diese

Bestimmung der künftigen Gesetzgebung nothwendig
muß überlassen werden und also nicht als Grundsatz
der neuen Constitution festgesezt werden kann, den

neunten Abschnitt der neuen Constitution nicht anzu-
nehmen. "

Se er et an stimmt gern zur Verwerfung dieses

Cousiitutionsabschnitts, allein wir können dem Senat
die Erwägnngsgründe nicht mittheilen, sondern müs-

sen ohne wciters verwerfen.

Cartier findet die Erwägnngsgründe für Ver-
werfmig dieses Abschnitts unrichtig und will denselben

nicht verwerfen, sondern vertagen, weil es ungereimt
ist, einzelne Abschnitte einer Constitution anzunehmen
oder zu verwerfen.

Cu st or ist Cartiers Meinung, daß die Constitu-
tion die Truppenanzahl bestimmen müsse: er will aber
die Sache näher untersuchen.

Graf beharret, weil die Constitution unmöglich
die erfoderliche Truppenzahl bestimmen kann, ohne

die Sicherheit des Staats in Gefahr zu sitzen.

G m ü r stimmt ganz Gras bey.

Dieser Constitutionsabschnikt wird vcrworssen.

S ecrctan im Namen einer Commißion legt die

verschiedenen Formulare zum bürgerlichen Rechtsgangs-
befchl uß vor, die auf den Canzleytifch niedergelegt
werden.

Der Volkziehungsausschnss übersendet das Vcrzeich-
niß aller Geldunterstützungen von Seite der Regierung,
die der Canton Waliis bis feg erhielt und die über j

lOO.ooo Fr. betragen, so auch aller eben so betracht-

lichen Naturalliescrungen, die diesem Canton neben den

Partikularste»»,, noch auf Rechnung der Republik ge°

macht wurden.

Pcrig behauptet, den VollziehungSaussehuß noch

nie der Nachläßigkeit oder des bösen Willens beschuldigt

zu haben, sondern nur der Unmöglichkeit mehr zm

thun; er glaubt aber viele dieser Unterstützungen seyen

noch nicht an Ort und Stelle angekommen und will
hierüder nähere Nachfrage halten.

Escher. So übereilt die Auffvdcnmg an die

Vollziehung war, diesen Canton zu unterstützen, ehe

wir wußten ob er wirklich schon unlerstüzt sey oder

nicht, so ist doch nun die Folge davon, nemlich diese

Botschaft, sihr erwünscht, indem uns diese beweist,
wie ungerecht und selbst ungereimt die Beschuldigungen

waren, die Vollziehung überlasse diesen Canton ohne

einige Sorge seinem eignen unglücklichen Schicksal.
Hoffentlich wird nun dieser Vorwurf der helvetischen

Republik nicht mehr gemacht werden: ich trage auf
Mittheilung an den Senat an, und wünsche sihr, daß

wir im ZMmft nicht mehr so übereilt urtheilen und
beschuldigen; diese crhaltnen Anzeigen werden uns nun
hoffentlich auch belehren, daß die starken Summen,
die von Zeit zu Zeit dem Ministerium des Innern
müssen übergeben werden, nicht zu unbedeutendem

Ausgaben dienen, sondern hauptsächlich zur Erleichte-
rung unsrer ins Elend versenkten Mitbürger der ver-
heerten Cantone verwende werden.

Die Botschaft wird dem Senat mitgetheilt.
Lü scher im Namen einer Commißion trägt neuer-

dings das ihr zurückgewiesene Gutachten wegen Gcstat»

tung des Advokatenderufs für die öffentlichen Ankläger
vor. (f. Sitzung vom May.)

Custor widersizt sich diesem Gutachten und kann

nicht zugeben, daß die öffentlichen Beamtem noch neben

ihrem öffentlichen Beruf einen Partikularberus treiben.
Das Gutachten wird angenommen.
Lü scher im Namen der gleichen Commißiom

trägt darauf an ^ den Suppléante,, des obersten Ge-
richtshof den Advokatemberuf zuzulassen in den Fällem
wo fie nicht selbst Richter seyn können. Dieses Gut-
achten wird auf den Canzleytisch gelegt.

Secretan im Namen einer Commißiom trägt
darauf an, über die Botschaft der Vollziehung vom
22. Febr. siehe Gr. Rathfitzung v. 26. Febr. imr

N. Republ. Bialt p. z?8), welche Bestimmung über
die Fälle fodert, m denen em ganzes Gericht als-



partheyisch ausgeschlagen würde, zur Tagesordnung
zu gehen, weil die gewöhnlichen Rechtsformen in Ver-
bindung «nit dem Gesetz vom 22. Jemier 179? hierü-
der hinlänglich entscheiden. Dieser Antrag wird an-

genommen.

Cartier trägt darauf an, daß den öffentlichen

Ankläger» nun eine andere Besoldung, die besser im
Vcrhälmiß mit ihre» Arbeiten stehe, bestimmt werde

und daß die Vesoldungscommißivn hierüber ein Gut-
achren vorlege.

Secret an stimmt wshl bey, bittet aber, daß

man ja nicht ans den Einfall komme, sie im Verhält-
mß der Zahl der Criminalprozesse, die sie führen, zu

zahlen, sondern allenfalls nach der Bevölkerung ihrer
Cantone.

A »der wert h glaubt, die Bevölkerung wäre

hierüber ebenfalls ein unzweckmäßiger Maßstab, und

wünscht, daß Cartier seinen Antrag zurückuehme.

Gmür sodert über Cartiers Antrag die Tages,
ordnung.

Fierz folgt Gmür, weil man erst mit dieser Be-
soldungsumändcrung bey den Tribunalien selbst an-

fangen soll.

Se er et an beharret auf Cartiers Antrag, weil
eine wichtige Ersparniß beendzweckc werden kann.

Cartiers Antrag wird angenommen.

Grosser Rath, 27. May.
Präsident: Hemmeler.

Kaufleute von Herisau wünschen, daß das allgemeine

Concnrsrecht auch gegen Auswärtige und namentlich

gegen Augspurg, fo viel möglich eingeführt und da-

durch das Gegenrecht im Ausland erzielt werde.

Schoch foderl Untersuchung durch eine Csmmißion.
E scher. Diese Einführung des Concursrechts

mit dem Ausland ist nicht so leicht und muß durch

die Regierung vermittelst besonderer Tractate:, bewirkt

werden: man weise also diese Bittschrift an die Voll-
Ziehung, mit der Einladung, uns hierüber die erso-

dcrlichen Vorschläge zu der Erziclung dieses so wünsch-

baren allgemeinen Concursrechtes'zu machen.

Custor sodert Tagesordnung in Rücksicht der un-
schicklichen Zeitumstände.

Secretan stimmt für eine Commißion, weil
er glaubt es bedürfe keiner so weitlänsiaer, Unterhemd-

langen, sondern die Aufstellung des Grundsatzes daß

die Fremden bey uns behandelt werden sollen, wie

wir bey ihnen hierüber gehalten werden, sey him
länglich, um dieses allgemeine Concnrsrecht zu bewirken.

Legier stimmt Sccretans Aeusserungen bey.

Anderwerth will diesen Gegenstand der Civil-,
gesetz - Commißion überweisen.

Esche r beharret, indem die Ausstellung des Grund,
satzes von gegenseitig gleicherBehandlung, kein- weitere
Wirkung haben wirb, denn er ist sonst schon allgemein
angenommen; sondern wenn man hierüber seine Ver-
hâltmffe zu ändern wünscht, so muß man nnterha»,
dein und bestimmte Tractaten hierüber schließen.

Secretan beharret weil wir sonst in Fall ge-
sczt würden mit gar allen Mächten in allen 4 Welt-
theilen Bündnisse zu schliesst und ihnen zu diesem
Ende hin Gesandte zuzusenden.

E sch er. Nach SecretanS Vorschlag wird die
Regierung von Augspurg fragen, wie der lezte Con.
cursfall in Herisau behandelt wurde, das heifit, die

Herisaner werden ab und zur Ruhe gewiesen werden,
und so wird es überall der Fall seyn, wo keine be,
stimmten Concnrstractaten da sind: übcrdem sind die.
jenigen Staaten, welche die Hantiungsbilan; mit uns
wider sich haben, gar nicht so geneigt mit uns in
freyes Coneursrecht zu treten, wie wir glauben möch-
ten, dem, wir ziehen mehr Vortheil daraus als sie.

Von Gesandschasten und Bündnissen ist nicht die Rede,
diese Verhältnisse können schriftlich unterhandelt und
bestimmt werden, aber allerdings ist es nöthig, in so

fern wir freyes Concnrsrecht in China gemessen wollen,
daß wir auch dort für dasselbe unterhandeln.

Secretan beharret nochmals.

Carrard stimmt Eschers Vorschlag bey, der

angenommen wird.
Die Mezger von Willis,» soderu Entschädigung

für ihre Verlornen Ehehasten.

E sch er sodert Verweisung an die Commißion,
welche sich gerade jezt mit diesem Gegenstand beschäft

tigt. Angenommen.
B. Meyer von V'lmergen wünscht, daß sein Gut

von der Last den Gemcindsticr zu halten, als von
einer Fcodallast, befreyt werde.

Carrier sodert Tagesordnung.

Kiichm a nn sodert wegen den verschiedenen Ge,
bräuchen eine Commißion.

Dieser Antrag wird angenommen und in die Com-

mißion geordnet : K i i ch m a n 1,, W 0 hler und

Iadquier.
(Die Fortsetzung folgt.)
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(Fortsetzung.)

Gapani im Namen einer Commißion legt ein

Gutachten vor über die Hausircr, wovon die ; fol-
genden §§. in Berathung genommen werden:

1. Al6 Hausircr werden diejenigen angesehen, wel.
ehe ihre Waaren von Ort zu Ort herumführe» oder

tragen, oder die dieselben auf irgend eine Art von
Haus zu Haus ausser der gewöhnlichen Zeit und Ort
der Märkte und Jahrmärkte, feilbieten.

2. Vom l. August 1800 an gerechnet ist jedes

Hausirergcwerb in der ganzen Republik untersagt und
verboten, unter den nachstehenden Ausnahmen.

Den Erden-, Fayencegeschirr-und Glashändlern
ist erlaubt, ihre Waaren zu jeder Zeit auf den öffent-
lichen Plätzen zu verkaufen; jedoch Hllen sie an den

Grenzen, die Zölle für ihre einführende Waaren be-

zahlen. Sie sind ferner gehalten, von der Verwal-
tungskammer des Cantons ihres Wohnorts oder des
Cantons, durch den sie in die Republik kommen, ein
Patent zu lösen, welches alljährlich erneuert werden
soll.

H, i und 2 werden ohne Einwendung angenommen.
§. ;. Deloes. Die Bimsbäfen- und Citronen-

kränier müssen auch noch geduldet werden.

Cartier glaubt, diese Bcyfätze seyen übcrflüßig,
will aber, daß die Geschirrkrämcr in denjenigen Ge-
meinden, wo angesessene Gcschirrfabrikanten sind, nicht
verkaufen können.

Erlacher. Viele angesessene Krämer werden mehr
Handelsabgabe bezahlen als die Hausirerpatcnte betra-
gen, und daher ist Cartiers Beysatz unentbehrlich.,

Custor folgt, will aber die angesessenen Handels-
leute auch Hausiren lassen»

Secretan will nicht mehr die Grundsätze hierü-
ber vortragen, weil sie doch nichts wirken, aber da-

gegen fodert er, daß das Hausiren auch den Barome-

ter-, Schirm-, Korb-, Schweizerthee-, Schreibt«,
feln- und Schabziegerkrämer» gestattet werde.

Deloes beharret. Gapani widersezt sich Car,
tiers Bcysatz und stimmt Secretan bey.

E rla ch er beharret und wundert sich über Secre,
tans Grundsätze, da doch im Leman die Hausircr
auch nicht gewünscht werden.

Kilchmann stimmt Cartier bey und findet die
weitern Beysätze lächerlich.

Cartier vertheidigt seine Meinung als dem Schutz
gemäß den man den angesessenen Krämern schuldig ist.

M a rcacci stimmt für die angetragenen Ausnahmen
von dem 2. §, und will auch die Keßler noch ausnchmen.

Der §. wird mit Cartiers und einigen von Secre-
tans angetragenen Zusätzen in grosser Unordnung an«

genommen.

Cartier glaubt, es sey besser alle Geschirre und
Instrumente, sowohl von Holz als Stein und Metall,
die man zu Haus und im Beruf gebraucht, durch daj
Hausiren verkaufen zu lassen.

Hemmeler fodert Rückweisung an die Commis-
sion, um den H. näher zu bestimmen.

Cartier beharret. Gapani fodert Tagesord-
nung über Cartiers Antrag.

Carrard stimmt Hemmelern bey, weil durch
Cartiers Antrag der 2. Z. umgestoßen würde.

S chlu m pfwill die erfoderlichen Einschränkungen
den Ortsmunizipalitäten überlassen.

Secretan wünscht auf dem angefangncn Weg
die einzelnen Ausnahmen zu bestimmen, fortzufahren,
und findet Schlumpfs Antrag besonders gefährlich.

Cartier beharret. Kilchmann stimmt Se,
cretan bey. — Das Gutachten wird der Commißion
zurückgewiesen. —> Geheime Sitzung.
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Grosser Rath, 29. May.

Präsident: Hem meler.

Es finden sich 75 Mitglieder anwesend, also 64
abwesend.

G a p a n y im Namen einer Commißion legt fol-
gendc neue §. des ihr zurükgewicsenm Hausierer-

gutachtcns vor: i. §. Als Hausierer werden angese-

hen diejenigen, welche ihre Waaren von Ort zu Ort
herum führen, oder tragen und die dieselben auf irgend
eine Art von Haus zu Haus, ausser der gewöhnlichen

^

Zeit und Ort her Märkte und Jahrmärkte feilbiete».

2. H. Das Hausieren ist den in Helvetien angesessenen

Bürgern erlaubt, jedoch unter den nachstehenden Be-
dingungen und Ausnahmen. §. Nachstehende Waa-
ren find hicvon ausgenommen, und das Hausieren-
gehen mit denselben verboten: a) Alle Arten von Spe-
zereyen und Drogcrienwaaren; b) alle Arten von

Stoffen, wie Tuchwaaren, Seidenwaaren, Leinen

und Baumwoilentuch, so wie gesponnene Seide, Flachs,

Hanf, Wolle und Baumwolle; c) alle Liqueurs und

geistige Wasser; d) Uhrmacher - und Goldschmieds-

Waaren; e) alle Arten Quincalleriewaaren.
Der 1. §. wird ohne Einwendung angenommen.
§. 2. Cartier. Wir haben neulich den Grund-

satz angenommen: alles Hausieren soll verbotten seyn,

unter einigen Ausnahmen. Nun sagt uns dieser §, :

es soll erlaubt seyn, mit Ausnahm einiger Artikeln.
Dieses ist mit einander im Widerspruch. Er wünscht,

daß man beim Verbott des Hausierens bleiben möchte,

weil das Hausieren immer der Moralität und Sicher-
heit gefährlich ist wenn es sich auch selbst bloß auf
einzelne Gegenstände einschränkt. Man kann dagegen

einige einzelne Ausnahmen von diesem allgemeinen Ver-
bot bestimmen, die dann alle Schwierigkeiten desselben

heben werden. Will man aber das Hausieren gestat-

ten, dann sind die gegenwärtigen Allsnahmen zwek-

mäßig-
C u st 0 r stimmt zum Gutachten.

Anderwerth stimmt auch für den §., weil das

Hausieren unter diesen Bedingungen nicht schädlich,

sondern für den innern Handel im Gegentheil sehr

vvrthcilhaft ist, und dem armen Bürger, der sonst

nicht im Fall wäre, einen stehenden Kramladen zu

halten, dadurch der Anlaß, sich mit dem Handel ab-

zugeben, verschaft wird.
E rlacher findet, daß das Gutachten durchaus

widersprechend in seinen Erwägungen und in, seinen

Vorschlägen sey. Er stimmt zu den Grundsätzen der
Erwägungen, und verwirft also das Gutachten.

Ki Ich mann ist Erlachers Meynung, und führt
das Beyspiel des Cantons Luzern an, in welchem die
innere Krämerey, durch Einsteilung der Hausierer,
empor kam.

Legier kennt viele gute Kausieute, die mit dem

Hausieren anfiengen, und sich dabey das Zutrauen
gewannen, und also denkt er, sollte man nicht so über

diese Classe der Bürger herfahren. Er ist übrigens
ganz Anderwerths Meynung.

Cartier beharret und bcstättigt Kilchmanns An,
zeige durch die Beyspiele der Cantone Bern und So-
lothurn.

B ille t er stimmt Leglern bey « und bemerkt, daß
der Schwcinvcrkauf in Helvetien meist durch Hausieren

geschieht.

Zimmermann denkt, wenn man die Einheit'
der Republik liebe, so müsse man die Gleichförmigkeit
einzelner Polizeyverordnuugm nicht so weit treiben, daß

dadurch ganze Theile der Republik zu Schaden kom-

men, und unzwekmäßig behandelt werden. Er will
also alles Hausieren verbieten, und den einzelnen Ver-
waltungskammern die erforderlichen Ausnahmen zu

treffen gestatten.

And er werth will diesen Z. annehmen, und die

Verwaltungskammern auffordern, der Vollziehung über

diesen Gegenstand, die für ihre Cantone erfoderlichen

Ausnahmen einzugeben. — Der H. wird unverändert-

angenommen.
§, z. Schlumpfwill diesen Ausnahmen noch

die schwäbischen Strümpfe beyfügen.

Anderwerth glaubt, hier sey Zimmermanns

vorige Bemerkung durchaus unentbehrlich, weil beson-

ders hierüber die verschiedenen Lokaliräten in Bctrach-

tung kommen müssen; aber die Vorschläge hierüber

sollen von den Verwaltungskammern eingegeben und

von der Vollziehung ratifiât werden.

C u st o r stimmt zum §., und glaubt, Ander--

Werths Begehren sey dem iz. §. der Constitution zu-

wider.
Kilchmann will alle Ellen- und Pfundwaaren

von dem Hausieren ausnehmen.

Secret an. Wir sollen die Gesetze allgemein'

machen, und nicht die Republik vereinzeln. Ueber

dem, wohin kommen die Hausierer, wenn ste wieder

auf Cantvnsverordnungen zurükgefttzt werden? Die

Verwalter sind Menschen md kàten leicht,zyandem
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Gesinnungen gebracht werden, und dadurch die größte

Abwechslung der Grundsätze entstehen. Zu so bedenk-

lichen Grundsätzen kann er nicht stimmen, und nimt
den §. mit Schlmnpfs Antrag an.

Graf. ES fehlt uns an hinlänglicher Kenntniß/

um solche Polizeygesctze zu machen/ und die strenge

Gleichförmigkeit in solchen Gesetzen / ist der Einheil
der Republik sehr nachlheilig. Er stimmt Ander-

werth bey.

S ch lumps beharret/ und wünscht, daß die

Versammlung vor der Abstimmung zahlreicher werde.

Escher. Die aufgeworfene Frage: in wie weit
Polizeyverordnvngen in der Republik ganz allgemein
und gleichförmig seyn sollen/ oder von den Cantons-
oder Lokalauthoriräten ausgehen dürfen., ist höchst

wichtig, und verdient "nähere Untersuchung. Wollen
wir die Einheit unserer Staatsgescllschaft so weit trei-
den, daß keine Lokalverordnungen zugelassen werden,
so werden wir einerseits unser Einheitssystem lächerlich

und andererseits allgemein verhaßt machen. Schon
einst bestimmten wir, daß die Wirthshäuser in ganz

Helvetien, vom Gothard an, bis auf Basel und

Mendris herab, zu gleicher Zeit beschlossen werden

sollen, und heute will Sccretan dieser Grille zu lieb,

in das Hansirrer - Gesetz die schwäbischen Strümpfe
hineinflickcn, die doch wahrlich nicht ganz Helvetien
intereßiren können. Durch solche Ausdehnungen ma-
chcn wir unser System lächerlich; aber wir machen
dasselbe auch zugleich verhaßt; denn die Verhältnisse und
Bedürfnisse sind in den verschiedenen Theilen Hclvetiens
so verschieden, daß solche allgemeine Verfügungen
immer einem Theil desselben, oft mehreren zugleich
drükend seyn werden, um die übrigen zu befriedigen,
und dadurch machen wir unsere Mitbürger dem Ein-
hcitssystem abgeneigt; da wir aber dieses System
nicht durch Gewalt aufdringen wollen, wie es schon

von fremder Waffengewalt geschehen ist, so ist offenbar,
daß diese übertriebenen Einheitsideen dem nothwendi-

gen und vernünftigen politischen Einheitssystem mehr
schaden, als unsere äussern Feinde, die unmittelbar
für den Föderaltsm arbeiten. Ueberdem wäre» solche

Grundsätze wirklich nicht einmal ausführbar. In gan-

M Cantoneu besteht aller Kleinhandel nur im Hau-
Keren: wie wollen wir also behaupten, nimert zwey
Monaten müsse das Hausieren da aufhören, ehe die,

diesen Gegenden unentbehrlichen Krämer, sich angesie-

delt und ihre Buden gehörig besetzt hätten? Man
weist, glso den an die ^Commißivn zurük, mit

dem Auftrag, die Grenzlinie zwischen den der

Einheit zufolge crfoderlichcn allgemeinen Grundsätzen,
und den mit der Einheit verträglichen Lokalverordnun-

gen, zu ziehen, und diesen zusolg das Gutachten zu
vereinfachen.

Bill et er findet Eschers Bemerkungen gründlich, - '
und stimmt daher dessen Antrag bey.

Hemmeler begreift nicht, was Escher und
Graf uns vortragen, weil wir ja Einheit der Repub-
lit haben, und ja alle Schweizer auf gleiche Art les' -

ben, und also auch die gleichen Bedürfnisse haben.

Er stimmt zum §.

A»derwerrh vereinigt sich zur Rnkweisung die»-

ses neuen Antrags an die Commißion, zu einer zwet>
mäßigern Abfassung.

E schcr 6 Antrag wird angenommen.
S ch lumps im Namen einer Commission trägt'

darauf an dem Johann Barth von Radelfingen, we-

gen den vom Distrikcsgcricht Ober-Emmenthal crhal-
tencn Prügeln, entweder die 4>ähngc Kettenstrafe, oder

aber die nachherige Verbannung nachzulassen.

Cartier fodert Tagesordnung, weil dieser Mann
wegen dreymal wiederholten Diedstälien, auf diese Art
gestraft wurde.

Schlumpf will nur 2 Jahre Kettenstrafe nach-
lassen:

G m ü r will den Gegenstand während 4 Iahren'
vertagen, und dann sehe», wie sich dieser Verurthcille-
betragen hat.

C a r r a r d stimmt Cartier bey.

Secret a n stimmt Schlumpfs letztcrem Antrag'
bey, weil ein Theil des Vergehens nur unter den

Stockschlägen bekannt, nachher aber wieder geläugned
wurde.

Thorin weiß, daß Barth nicht in Folge des'

gezwungenen Geständnisses, sondern wegen den übri-
gen Verbrechen vernrthcilt wurde. Er stimmt zu? T«--
gesordnung. — Man geht zur Tagesordnung.!

Grosser Rath, zo. May.>
Präsident: Hemmeler.

B- Zimmcrmann und Mithaste von Ursprung M'
Cant. Argan klagen wider einen Beschluß der VöllH
Ziehung, durch den der richterliche Gang im einem«

Prozeß eingestellt wurde,
An eine Cdmmißion gewiesen in die geordnet wer- -

den: Carrard, Schlumpf und Geyser.
Unterzeichnete Bürge? aus- dem' Dilmkd MistM
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kommen wider die Vertagung der Räthe und den

Pfarrer Schweizer dittschristlich ein.

Bille ter fodcrt Mittheilung dieser Bittschrift an

den Senat und an die Vollziehung.

Escher Host wir werde» bey unserm frühern Be-

schluß bleiben und diese Bittschrift wie alle Vertagungs-

und Gegcnvertagnngsbittschristcn auf den Canzleytisch

niederlegen, Billet er beharret.

Fjecz folgt Billetcrs Antrag, welcher angenom-

men wird.
Der Vollzichungsausschuß fodert in einer Botschaft

gleichmäßige Verlheilung der Last der Unterhaltung der

Straßen, und also Aufhebung des Gesetzes, welches

rinswcilen den ehemaligen Straßenumerhalt beybchält.

Delves kann dieser Botschaft nicht beystimmen,

weil viele Gegenden durch förmliche Verträge von dem

Straßenban ausgenommen sind, und überhaupt der

Straßenunterhalt der Zölle wegen, die der Staat be-

zieht, auch dem Staat zur Last liegen soll: er

fodert daher von der Vollziehung ein Zollsystem.

Esche r. Noch ist ein anderer Gesichtspunkt, un»

ter dem diese Botschaft durchaus nachthcilig sich zeigt:

-sie schlägt uns nemlich vor, die jetzige Art des Straßen-

Unterhalts aufzuheben und dagegen Grundsätze festzusetzen,

uach weichen diese Last gleichmäßig über die Republik

vertheilt werde: würden wir dieser Botschaft cntspre-

chen so würden wir den gleichen Fehler begehen,

den wir in Rücksicht unsrer Finanzen bcgiengen; die

alten Quellen abschneiden und Grundsätze zu einem

neuen System festsetzen, die aber erst nach einigen

Jahren in Ausübung gebracht werden können. Ehe

wir uns also mit Abschaffung des jetzigen Gesetzes be-

fassen können, müssen nicht nur die Grundsätze des

künftigen Straßensystems anerkannt, sondern das Ganze

zur Ausführung bereit seyn: dieses aber kann nicht

durch die Gesetzgebung geschehen, der es sowohl an

allgemeinen als besondern Lvkalkenntniffen fehlt; hin-

gegen hat die Vollziehung hierüber ein zweckmäßig be-

festes Bureau im Kriegsministerium; man lade sie also

ein, uns ein ganzes System hierüber zu entwerfen und

zur Genehmigung vorzulegen.

G mür folgt Eschern, denkt aber der Gegenstand

könnte einer Commißion zugewiesen werden.

Schlu m pf bestätigt Delves Anzeigen und stimmt

Eschcrs Antrag bey.

Carrard. Von allen Seiten hören wir, daß

unsre Straßen zu Grund gehen, und wissen, daß das

Volk in vielen Gegenden durch den Unterhalt der Straf-

sin sehr gedrückt ist: er fodert Verweisung an die

Commißion, um hierüber die erfoderlichen Auffobe«

rungen an die Vollziehung vorzuschlagen.

Cartier stimmt Carrard bey und denkt die Ge-
setzgebung vereinige mehr Lokalkcnntnisse als das Straf-
scncvmite im Kriegsministerium; auch will er keine

alten Verhältnisse für Ausnahm des Straßenunterhalts
mehr anerkennen, sondern hierüber allgemeine gleich-
mäßige Verthcilung in der ganzen Republik einführen.

Die Botschaft wird an die bestehende Straßencom-
mißion gewiesen.

Die Vollziehung fodert für die Bedürfnisse des Ju-
stizministeriums eineiOCrcdit von 50,000 Franken.

Escher wundert sich, daß dieser Credit so spät

gefordert wird, denn er weiß, daß mehrere Zucht,
Häuser und Gefängnisse in Gefahr standen, geöffnet
werden zu müssen, weil kein Geld zum Unterhalt der

Gefangenen mehr da war, und eben so leidet die

Nationalbuchdruckerey an ihrem Credit Schaden, weil
ihr die Nation seit langem ihre Rechnungen nicht
berichtigt: ich stimme zur Entsprechung der Botschaft.

To mamichel fodert Verweisung an eine Com-
mißion. Der lezte Antrag wird angenommen und in
die Comnußion geordnet: Tomamichel, Hirt
und Luthy.

Der Vollzichungsausschuß fodert Bestätigung des

Verkaufs eines Theils des Gartens des Zollbedienten

von Jfertcn. An die bestehende Commißion gewiesen.

Carrard im Namen einer Commißion legt fol-
gendes Gutachten vvr:

1. Das Gesetz vom 2;. Oktober 17?? ist in seinem

ganzen Inhalt bestätigt.

2. Doch können die Obercinnehmer im Fall von
Verkäufen, bey denen es wahrscheinlich wäre, daß

sie partielle Schenkungen enthalten, das Grundstück

durch z beeidigte Schätzer schätzen lassen, welche das

Distriktsgericht ernennt.

z. Wen» das Grundstück auf den doppelten Werth
der Summe geschäzt wird, für welche es verkaust

worden ist, so muß der Käufer die Kosten der Schat«

zung bezahlen und der Obercinnehmer wird von dem

Ueberschuß des Werths, der durch die Taxe bestimmt
worden ist, unter dem Titel von Vergabung, die,
Einregistricrungsgebühr beziehen, wie solche der §. zs
des Gesetzes vom 17. Okt. 98 festgesezt hat.

4. Gegenwärtiges Gesetz soll gedruckt, öffentlich

ì
bekannt gemacht, und wo es nöthig ist, angeschlagen

l werde». (Die Fortsetzung folgt). -
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Cartier will, daß die Commißion bestimme,

wer die Schatzmigsunkosten tragen soll, wenn der Kauf
nicht unter der Hälfte der Schätzungssumme beträgt,
und fodcrt daher Zurückweisung an die Commißion.

Escher will die Schatzungsunkosten auch dann
von dem Käufer trage», und denselben die Einregi-
strirungsgcbl'ihrcn gänzlich bezahlen inachen, wenn der

Verkaufprcis nur ein Viertheil unter dem Schazungs-
preis ist; denn schon in diesem Fall ist entweder be-

stimtcr Wille vorhanden, einen Theil zu schenken,

und dann soll die Schenkungsgebühr freywillig cnlrich-
tct werden; oder es ist wirklich Gefahr gebraucht Ivor-
den, durch die mau die Nation hintergehen wollte,
und also Schuldigkeit der Vergütung vorhanden.

Das Gutachten wird mit dem, von Eschern ange-
tragenen Versatz angenommen.

Der Vollziehmigsausschuß übersendet die Zuschrift
einiger Bürger von Lausane, die im Nr. iz, des

Neuen schweizerischen Republikaners abgedrukt ist, mit
der Anzeige, daß B. Sccrelan nähere Untersuchung,
der gegen ihn erhobenen Beschuldigung, fodcre, um
sich rechtfertigen zu können.

Sccre.tan. Durch die zweyte eingelangte Bit-
scherst beschuldigt, kaun ich hierüber nichts antragen,
und beschränke mich auf meine eigene Angelegenheit.
Die Bittschriften, die mir als Präsident zukamen,

-sind offenbar in der schon berührten Rüksicht unrichtig
gewesen, indem ganz deutlich von einer andern Hand
die Fodcrung um Mittheilung an die Gesetzgebung
hinsingeßikt, und in einer der 5 Bitschristen zu die-
sein Ende hin, selbst einige Worte ausgekrazt worden

waren; ich erkläre auf meine Ehre, daß ich nicht dar-

auf Rüksicht nahm, ob die Bittschriften unschicklich

oder nachtheilig seyen / sondern einzig wegen dieser

Verfälschung mich verpflichtet glaubte, dieselben der

Vollziehung zurückgeben, und sie darauf aufmerksam
machen zu müssen. Nun erscheint aber von einigen
der crstunterschriebenen Bürger, eine zweyte Zuschrift,
diese will die Ehre der Vollziehung retten, welche

aber, meines Wissens in diesem Geschäfte, nie belei-

digt wurde. Die Vollziehung schien diese Zuschrift
nicht mittheilen zu wollen, welches meines Bedünkens,
sehr weise und patriotisch gehandelt war; sie wurde
aber eifrig vomNouvelliste Vaudois und deutschen Blät»
tern, mit möglichster Beschleunigung, bekannt gemacht,
und daher fodette ich von der Vollziehung näiicre.rich-
terliche Untersuchung, ob dasjenige, was ich über ftne
Bittschriften angeführt habe, richtig sey oder nicht.
Nun ist uns dieses ganze Geschäft, ich weiß nicht
warum, zugewiesen worden, einzig fehlen noch die«

jenigen 4 Bittschriften, in denen die berührte Vefäl-
schung deutlicher ist, als in dieser fünften sich vsrfin-
denden; daher begehre ich, daß auch diese fehlenden,
der Vollziehung abgefordert werden, damit ich dadurch
und. durch die Mittheilung an mich, in den Stand
gefezt werde, die Sache durch Notarien untersuchen,
und das Resultat zu meiner Rechtfertigung bekannt
machen zu lassen.

Cartier bedauert, daß Sccretan nicht die Bitt-
schriften sogleich vorlegte, indem er dazumal schon,

diese Verfälschung, der Versammlung angezeigt hätte.

In der Laufancr Bittschrift konnten leicht noch einige
Linien hincingeschriebcn werden: denn es finden sich

noch einige leere Blätter hinten an derfetbcn, die
wahrscheinlich noch hätten mit Unterschriften angefüllt
werden sollen, wenn man deren mehr gefunden hätte.

Schlumpf erklärt, daß chm diese Bittschriften
nicht gefallen haben, daß er aber gewünscht hätte,
Secrctan wäre mit denselben den geraden Weg ge«



gangen, und hätte sie kurzweg der Versammlung mit- °

getheilt, die dann schon das Nöthige darüber verfügt
haben würde. — Man ruft von allen Seiten zum
Abstimmen, welches erkannt, und demselben zufolge, i

Seeretans Antrag angenommen wird.

Grosser Rath, Z l. May.

Präsident: Hem meler.

Eine Bittschrift aus Graney, im Distrikt Cossonay,

kommt wider die Vertagung der Räthe, die Nicht-
aufhcbung der Feodallasten und die Nichtbekanntma-
chung der Rechnungen, ein» — Sie wird auf den

Canzleytisch niedergelegt.
Eine Bittschrift aus Cossonay macht Bemerkungen

wider die Vertagung der Räthe, den 7ten Ienner,
und die Benennungen von Jakobiner und Demagogen,
die man den Feinden des 7ten Jenners gebe; sie ist

ebenfalls wider den Federalism, und die Entrichtung
der verfallenen Grundzinse gerichtet. — Auf den Canzlei-

tisch niedergelegt.
Der Vollziehungsausschuß zeigt an, daß der Bür-

ger Niklaus Aileman, eine Strasse im Thale Messe-

lan, hinter Charnay, im Canton Freyburg, auzule-

gen wünscht, unter der Bedingung eines Zolls, der

ihm bis zur Enthebung der Unkosten, gesichert würde.

Th 0 rin glaubt, man müsse hierüber zur Tages-

srdnung gehen, weil diese Strasse keine öffentliche Nuz-
barkeit hätte.

Schlu m pf will diesen Gegenstand weiter unter-

suchen lassen durch eine Commißivn.

Efcher begreift auch nicht, warum ein solcher

gemeinnütziger Vorschlag, ohne nähere Untersuchung,

abgewiesen werden sollte. Allein, er wünscht, daß

diese Untersuchung nicht von einer Commißivn des gr.
Raths geschehe, weil es dieser an den hiezu erfoder-

lichen Lokal- und wissenschaftlichen Kenntnissen fehlen

würde; denn es bedarf sehr ausgedehnter, nur durch

langes Studium zu erhaltender Kenntnisse, um die

zwckmäßigste Anlegung einer Strasse beurtheilen und

leiten zu können. Man fodere also von der Vollzie-

hung einen ausführlichen Bericht hierüber, welchen

fie durch das wohlbesetzte Strassenbüreau des Kriegs-
Ministeriums, leicht verschaffen kann.

S e c r e t a n will auch diesen Gegenstand nicht un-

untersucht abweisen, und freut sich über solche Unter-

nshmmigcn; allein er glaubt, die Sache sey nicht

w ch.ig genug, um noch mehrere Auskunft hierüber

zu fodern, sondern unsere Commißlon könne selbst die
nöthigen Erläuterungen einholen; daher stimmt er
Schlumpf bey. ».

Cartier kann heute so wenig, als gestern, Eschern
beystimmen, und hat nicht so großes Zutrauen in das

Kriegsbüreau; denn er weiß z. B., daß .die Brüke
in Ölten, wegen Mangel an gehörigen Sichcrungs-
Verordnungen zu Grunde zu gehen, in Gefahr ist. Er
stimmt Schlumpf bey.

A »verwerth stimmt Eschern bey, mit dem auch

Thorin sich vereinigt.
E scher. So zwckmäßig es ist, solche Unterneh-

mungen zu begünstigen, so muß doch dabey der Vor-
theil des Allgemeinen, und also ein zwekmäßiges Straf-
scnsystem nicht ausser Acht gelassen werden, und es

ist leicht durch kluge Leitung, das Pariikular-Jnteresse
mit dem allgemeinen Vortheil, zu vereinigen; beson-

ders aber, beharre ich auf der- Einladung an die

Vollziehung um einen wissenschaftlichen Bericht hier»
über, damit sie uns in Zukunft nicht mehr, wie heute

und gestern geschah, solche unbestimmte und unver-
baute Entwürfet zusende, sondern uns dieselben immer
mit deutlichen und umständlichen Berichten von fach-

kundigen Männern begleite, die uns die Sachen in
ihrem ganzen Umfang vorstellen. — Eschers Antrag
wird angenommen.

Custor im Namen einer Commißion, legt über

Vervollständigung des Tortur-Abfchassungsg.sctzes, ein

Gutachten vor, welches für 6 Tage auf den Canzley,

tisch gelegt wird.

Jomini im Namen einer Commißion trägt
darauf an den gestern von der Vollziehung vorgeschla-

genen Verkauf eines Theils des Zollhausgartens, in

Jfferten, zu genehmigen. Angenommen.

Cartiers Gutachten über das Körpcrfchastsgut

von St. Crispin, in Bremgarten wird in Berathung

genommen. Demselben zufolge, soll jeder Mitgenosse,

dasjenige aus diesem Gut. herausziehen können, was

er in dasselbe hinein legte, und der übrig bleibende

Theil desselben zu Schul und andern Unterrichtsan.

stalten, verwendet werden.

B e n tler kann diesem Antrag- nicht beystimmen,

denn, da dieses Gut als bestimmtes Eigenthum die-

ser Corporation, anerkannt worden, so können wir
keine Verfügungen darüber treffen, und dasselbe auch

nicht zu öffentlichen Anstalten bestimmen. Er trägt

darauf an, in Rüksicht des erlittenen Kriegsunglüks

dieser. Gegend, die Vertheilung zu. gestatten-.



Esche r. Das Gutachten ist im gleichen Sinn
unrichtig, wie Beutlcrs Meinung; beyde nemlich wol-
len eine besondere Verfügung über einen einzelnen vor-

liegenden Fall treffen, während derselbe nur nach

einem allgemeinen Gesetz entschieden werden soll: wir
nehmen nun an, daß die Gesetzgebung hierüber Ver-
fügungen vorzuschreiben das Recht habe, oder aber

nicht, so sollen wir nicht über dieses einzelne Cörpcr-

schastsgut abgesondert entscheiden, sondern uns mit
dem allgemeinen Grundsatz beschäftigen. Man weise

also das Gutachten zurück.

Cartier. Wir haben eine allgemeine Zunflcom-
nüßion, die schon vor s Jahren niedergesezt wurde,
und die uns nie ein Gutachten vorlegte, und also

ward hierüber eine besondere Commißion niedergesezt:

will man das Gutachten der Commißion zurückweisen,

so muß dieses an die allgemeine Commißion geschehen,

die dann aber in ,q- Tagen ein Gutachten vorlegen

soll. Diese Fondation war eine fromme Anstalt, und

da nun die Cörpcrschaft, die damit verbunden war,
aufgelöst ist, so kann dem Geist der Stiftung nicht
gleichmäßiger verfügt werden, als wenn sie nun in
eine so wohlthätige Anstalt, wie Lehranstalten sind,
umgeschassen wird.

Ca r r a rd erinnert Eschern an die Geschichte der

Zunflgütcr in Zürich, deren vollständige Theilung wäh-
rend der Anwesenheit der Oestreichcr statt gehabt haben

soll; dieß aber hätte Eschern, den Präsident der allge-
meinen Commißion, nicht hindern sollen, ein allge-
meines Gutachten hierüber zu entwerfen; dieses aber
wird wegen der grossen Verschiedenheit dieser Corpora-
tionsgüter grosse Schwierigkeit haben. Die ganze
Beschaffenheit dieses Crispinianguts aber zeigt, daß
dasselbe kein eigentliches Cörperschaftseigenthum, son-

dcrn eine fromme Stiftung war, deren jetzige Mit-
glieder so wenig als Eigenthümer angesehen werden
können, als die Klostcrgeistlichen von den Klostcrgü-
tern. Er stimmt für Verweisung an die allgemeine
Commißion.

Preux stimmt ganz Eschern bey und glaubt über
die religiösen Stiftungen können wir keine Verfügungen
treffen.

And er wert h will diesen Gegenstand vertagen,
bis ein allgemeines Gesetz über Corporativnsgut vor-
Handen ist.

Cnstor stimmt für Verweisung an die allgemeine
Commißion und fodert- ein baldiges Gutachten.

Beutler beharret. Das Gutachten wird der
allgemeinen Commißio» zurückgewiesen.

E sch e r fodert von dieser Commißion entlassen zu
werden, weil er glaubt, seinem eignen Gefühl und
der öffentlichen Meinung schuldig zu seyn, sich nicht
unmittelbar mit der Entwerfung von Gesetze» über
Zunft. und Corporationsgütcr zu befasse» und
hauptsächttich darum auch in dieser Commißio», in
die er schon wider seinen Willen ernannt wurde, sg

unthätig blieb, weil er als Mitthcilhaber von Zunft,
gütern, über ihre Eigcnlhumsrechte nicht Gesetze vor»
schlagen wollte.

Secret an glaubt zwar, daß Esthers Einwen-
düngen ungegründet seyen, weil wir alle mehr und
minder persönlich hierbey und bey allen Gesetzen in.
rereßiert sind; doch um die Sache nicht wieder durch
einen neuen Abschlag zwey Jahre zu verzögern, will-
er Eschcrs Begehren entspreche».

Billeter stimmt Eschcrn bey, dessen Antrag an.
genommen wird. C a r t t erund Legier werben zur
Ergänzung in die Commißion geordnet.

Das Gutachten Secretans über ein den gefak»
lenen Vertheidigern des Vaterlands zu errichtendes
Denkmal wird in Berathung gen»mmen.

Billeter glaubt, als Gegenstück sollte man ein
Denkmal für diejcnigeu errichten, welche wider das
Vaterland kämpfend gefallen sind; dadurch könnte viel»
leicht die Auswanderung in etwas gehindert werden.

An der werth will dieses Denkmal, in die Gc,
meindhäuser verweisen, um in den Kirchen nicht zw
erbitternden Rückerinnerungen Anlaß zu geben.

Secret an. Wenn die Sachen noch lange so'
fortgehen, so werden jene, von denen Billeter spricht,
von selbst Denkmäler erhalten: Er wundert sich aber,
warum i» der Kirche kein solches Denkmal errichtet
werden sollte, damit nicht Zwietracht gcpffmzt werben
Er kennt nur ein Vaterland und weiß also nicht, wie
Zwietracht durch die angetragene Maßregel bewirkt:
wird— Sinlr nicht die Mauern unsrer Kirchen schon,
von Grabsteinen von Edelleuten besezt, warum denw
nicht die Namen von Kriegern ausschreiben, die füs'
das Vaterland gestorben sind?

Das Gutachten wird angcnomme».
Das Gutachten über Begnadigung Julians vow

St. Mauritzcn wird in Berathung genommen.
Preux macht eine höchst nachthcilige VeschxeànH

dieses Mannes und verwirft das Gutachten,
G m ü r. Es sind keine rechtlich erwieftnm BeweiK



vorhanden gegen diesen Bürger und darum schlägt

die Commißion dessen Begnadigung vor.

Per rig beharrt aus gleichem Grund aus dem

Gutachten.
Cu st or kann nicht zur gänzlichen Begnadigung,

sondern nur zu derjenigen stimmen, welche die Voll,sie-

hung von uns forderte, nemlich zu mähriger Emgren,

zung in die Gemeinde des Beurtheilten.
Del ses stimmt ganz Eusiorn bey, dem auch

Escher folgt.

Secrer an kann Custors Grundsatz nicht beystim,

me», und glaubt, so bald die Vollziehung einen

Vorschlag zu einer Begnadigung gemacht habe, so

könne die Gesetzgebung denselben nach Belieben modi-

freieren, ohne an den Antrag der Vollziehung gebunden

zu seyn. — Das Gutachten wird angenommen.

Der Voilzichungsausschuß fvdcrt Begnadigung für
den B. Taver Müller von Baden, der unter den

helvetischen Husaren diente, in Zürich von seinem CorpS

abgeschnitten ward, dann im Regiment Bachmann
und nachher im Wirtenbcrg Dienste »ahm als Offizier,
sobald er aber von der Amnestie Kenntniß erhielt,
zurückkehrte.

An eine Commißion gewiesen, in welche geordnet

werden: Sch lumps, Graf und Stiger.

Am i. und 2. Juni waren keine Sitzungen.

Grosser Rath, Juni.
Präsident: Hemmelcr.

Die Kinder des Leonzi Gilli von Luzern fodern

Schutz für ein nach den alten Gesetzen reebtlich erklär-

tes Testament. An eine Commißion gewiesen; Hecht,
H über u. Z i hlm a nn werden i» dieselbe verordnet.

Die Gemeinde Dieffenhoftn wünscht nun dem Can-

ton Thurgau beygeordnct zu bleiben.

St okar sodert, daß Dftssenhosen laut der Can-

tonseinthcilung dem Canton Schafhausen wieder bey-

geordnet werde.

An der werth denkt, allen Lokalitäten znfolge

sollte Aiessenhofen dem Cant. Thurgau beygeordnet

bleiben, mit dem es während Schafhausen in feind-

lichen Händen war, vereinigt wurde.

Der Bittschrift wird entsprochen.

Der Vollziehungsalisschuß sodert für das Finanz-

bureau 16000 F-r. CreditSeröffnUng.

Diesem Begehren wird entsprochen.

Der Vollziehungsausschuß sodert zur bessern Hand-
habung der Subordination in dem Militär, daß gc-
schlich bestimmt werde: 1. Jeder Bürger, welcher
einem Unteroffizier oder Soldaten Credit geben wird,
soll seine Schuld verlieren. 2. Jeder Bürger, der
von einem Militär Waffen, Kleidungs- oder Equipi-
rungsstücke als Pfand annehmen wird, soll für daS
erstemal gehalten seyn dasselbe zurückzugeben und eine
Geldbuße von 8 Fr. zu erlegen ; im Wiederholungsfall
aber mit dem Doppelten bestraft werden. Alle
jene, welche von Militärs, besagte Waffen, Klcidungf.
oder Equipierungsstücke abkaufen werden, sollen zur
Rückerstattung des angekauften Stückes oder seines

Werthes und einer Geldbuße von, 8 Fr. für das erste-

mal und im Wiederholungsfall zu dem Doppelten
verurtheilt werden. Alle jene, welche den Unteroffi-
ziers und Soldaten Mittel an die Hand geben werden,
oben erwähnte Effekten zu verpfänden oder zu verkau-

ftn, oder welche selbst die Veräußerung übernommen
haben, sollen zur gleichen Straft verurtheilt werden.
4. Jeder Wirth und Verkäufer von Wein oder an-
derm Getränke, welcher in seinem Hause, Keller oder
Schenke, nach geschlagenem Zapfenstreich, Unteroffi-
ziere oder Soldaten aufnehmen wird, soll für das
erstemal zu einer Geldbuße von 8 Fr., im Wieder-
holungsfall aber zu dcm Doppelten vevnrtbeilt werden.
<!. Um die strenge Vollziehung des vorstehenden §. desto

gewisser zu erzwccken, so sollen die von einem Offizier
kommandirten Patrouillen bevollmächtigt seyn, nach
geschlagenem Zapfenstreich die Keller, Schenken u. s. w.
zu besuchen, worin sie noch Militärpersonen zu finden
glauben. 6. Diejenigen, welche die ihnen auferlegten
Geldbußen nicht bezahlen, sollen so lange gesanglich

eingezogen werden, bis sie die Buße entrichtet haben.

Ans Nuces Antrag wird diese Botschaft ohne

Einwendung angenommen.

Secretan legt ein Gutachten vor über Aufhe-
b»ng des Blntzugrechts, welches für 6 Tage auf den

Canzleytisch gelegt wird.

Das Gutachten über Einstellung der Sitzungen der

Räthe und die Abtheilung in 7 arbeitende Commißio-
ncn ist an der Tagesordnung.

Secretan sodert geheime Sitzimg; wird von

4 Mitgliedern unterstützt, und also, dem Reglement

zufolge, die geheime Sitzung erkannt.

(Die Fortsetzung folgt.)



Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

X". 24.
Dienstag, den r Juli 1800. Erstes Quartal. Den 12 Meßidor VIII.

Gesetzgebung.
Grosser Rath, z. Juni.

(Fortsetzung.)

Nach Wicdereröfnung der Sitzung, werden vom

Vollziehuugsausschuß in einer Botschaft die 4 Bitt-
schristen aus dem Leman, für Vertagung der Räthe,

übersandl, und auf Secretcms Begehren, demselben

diese Akcenstüke zum Gebrauch seiner Rechtfertigung
übergeben.

Die Anzeige von der Einnahme vonMayland durch

die fränkischen Truppen, wird unter lautem Iubelge-
schrey verlesen.

Der Senat zeigt an, daß er Mitglieder aus sei-

«er Versamlung abgeschikt hnbe, um den fränkischen

Minister hierüber zu beglükwünschen.

Custor trägt an, daß der grosse Rath seinen

Präsidenten ebenfalls mit 2 Mitgliedern, zu diesem

Zwek abordne. — Dieser Antrag wird angenommen,
und nebst dem Präsidenten, werden S ecretan und

Custor hiezu verordnet.

Grosser Rath, 28. May.
Präsident: Hemmcler.

Diese Sitzung ist aus Verscheu zurückgeblieben.

V. Glaire, Mitglied des Vollzichungsansschusses,
begehrt einigen Urlaub, zum Gebrauch eines Bades
in der Grasschaf! Neufchatel.

Auf Seht um pfs Antrag wird diesem Begehren
entsprochen.

Reitst ab erhält für 14 Tage, S pe n g lc r für
L Tag, und Egg von Elliken für ; Wochen Urlaub.

Abgeordnete von 5 Distrikten des Cantons Luzern,
fodern Aufhebung der innern Cantonszölle, die der
Einheit der Republik zuwider sind.

Custor findet das Begehren gerecht, und fodert
Verweisung an eine Commißion.

Kilchm a nn unterstützt die Bittschrift eifrig.
Schlumpf ist gleicher Meynung, und will auf

der Stelle diese Zölle aufheben.

Cartier will vor allem aus, Auskunft von der
Vollziehung hierüber fodern.

Zihlmann bittet dringendst um augenblickliche
Aufhebung, weil sonst die Auflagen in jenem Canton
nicht mehr bezahlt würden, und die Leute Ernst
brauchen würden.

Herzogs. M. folgt Schlumpf — Der Grund-
satz der Aufhebung dieser Zölle, wird anerkannt und
die Abfassung des Beschlusses, der Cauzlcy ausge-

tragen. -

Cartier im Namen einer Commißion trägt dar«

auf an, den Flcischperkauf der Parentgcbühr zu unter»

werfen, und von der Vollziehung hierüber, einen Vor«
schlag abzufodern. — Angenommen.

Graf im Namen einer Commißion schlagt vor,
über die Bittschrift der Gemeiudsverwaltung von St.
Galleu, zur Tagesordnung zu gehen, auf das Gesetz

vom 4. May 1799 begründet, welches der Bittschrift
keineswegs entgegen ist, welche fodert, daß die Blei«
chen diestr Gemeinde, von der Gemeindsgüterbenuzung

ausgenommen seyen. — Angenommen.

Secretan im Namen einer Commißion legt ein

Gutachten vor, dem zufolge die Muuizipalitäten die

Einquartierungen im Verhältniß des Einkommens der

Bürger vertheilen, und also so viel möglich, Tag«
löhncr davon ausnehmen sollen, und die Statthalter
und Unterstatthalter jeden Orts, die allfälligen Strei«
tigkeiten, mir Vorbehalt deck Recurses an die Re«

gierimg, zu entscheiden haben.

Cartier ficht dieses Gutachten für übcrflüßig an,
und glaubt, dieser Gegenstand sollte, wie der, der

Requifitionslasten, der Vollziehung überlassen werden,
besonders, da nur Unordnung durch ein so uiidestim»
tes Gesetz, entstünde; er fodert Tagesordnung über



dieses Gutachten, und will also den Vollziehung-
rmsschuß hierüber wie über die Requisitionen, bevoll-

mächtigen, und demselben alle Bittschriften hierüber,

zusenden.

Sec ret an begreift diese Einwendungen nicht,
und glaubt, es sey durchaus nothwendig, hierüber ge-

setzliche Bestimmungen zu treffen, um der Armuth
Hülfe zu leisten. Der Vollziehung können wir nicht

gar alles auftragen, und daher beharret er auf dem

Gutachten.

Cartier beharret, weil die gleichen Schwierig-
keilen, über Bestimmung der Verthcilung der Ein-
quartierungen statt haben, wie über Vertheilung der

Requisitionen.
E sch er ist in der Neberzeugung, daß wir mit der

Bestimmung der Grundsätze über Einquartirung, ge-

rade dahin kommen werden, wohin wir mit denen

über Requisitionen gekommen sind, nämlich die Voa-
ziehung zu beauftragen die erfoderlichcn Verfügungen
hierüber zu treffen. Allein, da es sehr wünschbar wäre,

hierüber Grundsätze aufstellen zu können, so will er

gern zugeben daß die Commission weitcrfort hierüber

arbeite ; denn die aufgestellten Grundsätze sind so unbe-

stimt und schwankend, daß wir sie unmöglich anuch-

men können, wenn wir nicht in alle Gemeinden Hcl-
vetiens, die größte Verwirrung hineinbringen wollen ft

denn was heißt das, die Einquartierung soll nachdem
Vermögen vertheilt werden? — Der eine wird behaup-

ten, wie es wirklich an einigen Orten geschah, auf jedes

Tausend müsse ein Mann Einquartierung gegeben wer-

den; ein anderer wird in Nüksicht seiner starken Fa.
milie, hiervon eine Ausnahme fodern, und so weiter;
eben so wird die Bestimmung von Taglöhner und Ar-
muth sehr ungleich ausgelegt werden denn in vielen Ge-

genden sind alle, auch die reichsten Handwerker/doch

nur Taglöhner, und wenn es unis Bcschwerdetragen

zu thun ist, so giebt es Leute, die sich arm nennen,

wenn sie nicht grosses liquides Vermögen besitzen; kurz,

Secretan legt uns hier Grundsätze vor, die jeder nach

seinem Sinn auslegen würde, und die also Unord-

nung, statt Ordnung bewirken würden, man weise

das Gutachten der Commißion zurük.

Cu st or vertheidigt das Gutachten, als Grundsätzen

her Gerechtigkeit gemäß.

Kilch m a n n stimt Eschern bey, und will beson-

dcrs auf die von den Strassen entfernten Dörfer, Nük-

sicht nehmen.

Se ore tan vertheidigt sein Gutachten, welches

er keiner weitern gesetzlichen Entwiklung fähig glaubt,
und die Einwendungen dagegen als lächerlich ansieht.
Besonders bittet er, daß das Gutachten nicht der

Commißion zurückgewiesen werde, cS sey dann, daß

man ihr Esther bcyordne, damit er entwikie, wer
ein Armer, ein Taglöhner, und waS daS Verhältniß
des Vermögens sey.

Nach langer unordentlicher Berathung, über die

Abstimmung, wird das Gutachten der Commißion
zurückgewiesen, und derselben Esther bcygeordnet.

Pcrig im Namen einer Commißion, trägt auf
gänzliche Begnadigung des Joseph Juliane, von St.
Mauritz im Wallis, an, weil der Diebstall, dessen er

beschuldigt wird, nicht hinlänglich bewiesen ist und
derselbe aus Unwissenheit, nicht von dem Strasur-
theil gegen ihn, appcllirte.

Zwey Tage auf den Canzleytisch.

S ch l u m pf trägt im Namen einer Commißion
darauf an, über die Bittschrift der Gemcindgutsei-
genthümer von Lenz, zur Tagesordnung zugehen, dar-
auf begründet, daß die Sache richterlich sey.

Angenommen.

Cartier im Namen einer Commißion, legt fok-
gendcs Gutachten vor:

Ihr gäbet vor einigen Tagen einer Commission den
Auftrag zu untersuchen, welches die wichtigsten Ar-
beitcn seyen, mit welchen sich die Gesetzgebung zu he-

schüftigen 'habe.
Schon vor einem Jahr wurde eine Commißion

mit dem ncmlichen Auftrag beladen; und am izten
Brachmonat stattete V. Escl.er im Namen derselben

Bericht ab, welcher ei» Meisterstück seiner Hand war-,
und Euer» allgemeinen Beyfall verdiente.

Aber darum wurde Euer Geschäftsgang nur wenig
vcrbcssrt; die gleichen Arbeiten, die damals die Ein-
heil der Republik, die bürgerliche Sicherheit und der
Wohlstand des Staats so dringend erheisthten, werden
heute noch von Euch in vermehrten, Bedürfnisse gcfodrrt.

Es wäre überflüßig die Ursachen zu erörtern, die
den Gang Eurer Geschäfte so traurig gehemmt haben;
cS sind nicht die, die Euch von Uebelgcsinnten, von
Aufruhrpredigern, von Ehrgeitzigen, von Fanatikern'
in den unverschämtesten Pamphleten vorgeworfen wer-
den; es sind nicht jene Laster, die Euch neuerlich
einige Diener unserer erhabenen Religion, die nur
Sanftmuth, Liebe, Gehorsam gegen Gesetze und
Obrigkeit lehret, in den frechesten Ausfällen zur Last
werfen. Es wäre unbescheiden und selbst Euere Würde
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erniedrigend, solche Spöttereyen, die nur durch Neid

und Bosheit erzeugt werden, widerlegen zu wollen.

Allzu häufige und zu verschiedenartige Geschäfte, dr-

neu Ihr bey Ernennung der Cominißionen einzelne

Mitglieder unterworfen, und von denen Ihr öfters

mit Ungestüm ihre Arbeiten gcfodert habet, mögen

die Ordnung und den Gang der Geschäfte nicht wenig

gelähmt haben. Eben so hinderlich find einem schnei-

Zcn Geschäftsgang die alltäglichen Sitzungen, die den

geschäftigsten Gliedern die beste und angenehmste Zeit

zur Arbeit rauben und nur allzu oft in unnützen Dis-

cußionen zugebracht werden. Weit nachtheiligcr war
seit einiger Zeit einem odentlichen Geschäftsgang der

Mangel an Eintracht und vereinigter Thätigkeit, der

durch das Mißtrauen, das auf das Betragen einiger

ehedem der arbeitsamsten Glieder geworfen ward,
mächtig ist provoziert worden, und welches eben diese

Glieder leider zu der Unthätigkeit mag bewogen haben,

die fie bey Behandlung Euerer Geschäfte erzeigen.

Mächtig mag auch die betrübte Lage unsers Vater-

lands, die seit 16 Monaten so gefährlichen Adwechs-

lungen unterworfen war, zur Stockung der Geschäfte

beygetragen haben. Es ist mehr als wahrscheinlich,

daß jedes andere gesetzgebende Corps, das sich in den

nemlichen Umständen an Enerer Stelle befunden hätte,

kaum mchrereS würde geleistet haben, als was Ihr
während allen den Rcvvlutionsstürmen zum Wohl des

Volks, zur Erhaltung der Republik und der innern

Ruhe gethan habet; und schwerlich wird jemals em

Gesetzgeber so vielen Unannehmlichkeiten ausgesezt ge-

Wesen seyn, ss mannigfaltige Hindernisse zu überwinden

gehabt haben, als Euch auf Eurer Laufbahn vorbe-

reitet waren; aber das alles soll Eucrn Muth nicht

niederschlagen;' der Mensch kann das Unmögliche, wenn

er mir den Willen und Stanì haftigkeit dchzt, und

von dftftn habet Ihr bey jeder Gelegenheit in allen

Umständen unzweydcucige Beweise gegeben Schon
habet Ihr das gröste Uebel, das Eucre Auflösung und

die Freyheit dedrohete, mächtig besieget; Ihr habet
den eingeführten Partheygeist abgeschworen, und Euch
wieder mit Herz und Mund vereiniget. Es ist daher
keine» Augenblick an dem Erfolge zu zweifeln, daß

Ihr unserm. Volk jene Arbeiten nicht mit Beschleuni-

gung leisten werdet, die zur Gründung der Einheit
der Republik, zum Wohl des Staats und zur bürger-

lichen Sicherheit unumgänglich nothwendig sind nwd

die das Volk laut und mit Ungestüm von Euch fodert,
wenn Ihr es in wahrem Ernst wollet. Aber kann

das Volk auf einen baldigen guten Erfolg hoffen,
könnet Ihr ihm seiden zusichern, wenn Ihr nicht einen,

ganz andern Weg, als den Ihr bisdahin in Enern
Geschäften eingeschlagen habet, ergreifen, werdet: die

Erftbrmig und die gesunde Vernunft lassen das Gc-
genlhei! behaupten. Der Vorschlag Euerer Commis-
sion, der Euch Mittel darbietet., Enern Auftrag mit
Beschleunigung zu erfüllen, Euere Ehre zu retten und
das Volk zu befriedigen, muß Euch daher willkommen,
seyn. Der Dank der Nation, und Euer eigen Be-
wußtseyn, die zweyten Stifter der helvetischen Freyheit
zu seyn, werden Euch für Euere Arbeite!, und Aus-
opserungeu hinlänglich entschädige». Der Vorschlag!
ist folgender:

An den Senat.
Der grosse Rath — in Erwägung, daß Vernunft

und Erfahrnug hinlänglich erweisen, daß auf dem
bisher befolgten Geschäftsgang jene Arbeiten, die zu«
Begründung der Einheit der Republik, zum Wohl des

Staacs und zur bürgerlichen Sicherheit unumgänglich
nothwendig und dringend find, noch lange mcht be-

richtiger werden können;

In Erwägung, daß Pflicht und Ehre der gegen»
wärtigen Gesetzgebung erfodern, wenigstens den we-
ftmiichsten Theil ihres Auftrags gegen das Volk zu
erfüllen;

In Erwägung., da? Vereinigung der Kräfte und
Kenntnisse von Mitgliedern beyder Räche vieles zur
Beschleunigung der wichtigsten und nothwendigsten
Arbeiten beytragen wird — hat beschlossen 7

i. Während 6 Wochen von Annahme dieses Gesetzes

an gerechnet, haltet jeder der beyden gesetzgebendem

Räche wöchentlich nur eine Sitzung.
s. In diesen Sitzungen werden nur die dringendsten'

Geschäfte abgehandelt und die Präsidenten der Commis-
sisnen sollen Bericht von ihren Arbeiten abstatten.

z. Es weyden 7 Hauptcommißionen ernannt; in
dieselben sollen alle Mitglieder der beyden gesetzgebendem

Räthe eingetheilt werden und sich mit folgenden Gc-
genständcn beschäftigen:

4. Die erste mit Vorbereitung eines Constitutions-
entwurfs und mit der Organisation der Gewalten.;,
diese Commißion fttl aus ;6 Mitgliedern bestehen.

Die zweyte verfaßt das bürgerliche GesttzbtnH'
und besteht auch aus 46 Mitgliedern.

Die dritte entwirft Polizeygesetze und Mstaltm
und besteht aus 48 Mitgliedern»



?6 —

Die vierte beschäftiget sich mit der öffentlichen

Erziehung und besteht aus -8 Mitgliedern.
Die fünfte mit den Finanzen und dem Militär

und besteh: auch aus 18 Mitgliedern.
Die fc chsle verfaß: da.S peinliche Gesetzbuch und

besteht aus >8 Mitgliedern.
Die siebente verfaßt die Civil- und Criminalpro-

zedur und besteht aus ,6 Mitgliedern.

5. Diese lezie Commission kann auch aus weniger

Mitgliedern bestehen, wenn die gegenwärtigen Glieder
der beyden Räthe nicht hinreichen würden, alle Com-

mißionen nach der bestimmlen Zahl zu besitzen.

6. Es kann sich jede dieser Haupttomnnßionen in
besondere Commissionen unterabthnlen, >c nachdem

dieses ihre Geschäfte erfodern; die Arbeiten einer sol-

chcn besondern Commission werden von der Hauptcom-
mission in Beralhnng gezogen.

7. Jede Hauptcommißion wählt sich einen President.

Die Bureanr beyder Räihe werden die Uebersctzungcn

und das weitere besorgen.

8. Es kann ein Mitglied nur in eine Hauptcom.

Mission gewählt werden: wohl aber steht es jeder

Commission frey, auch Männer ausser ihrer Mille zu

Rathe und zur Mitarbeit zuzuziehen.

9. Der Senat sist eingeladen in jede der isten,
2ten und 7ten Haupteommission 12; in jede der qsien,

glen und 6ten sechs, und in die dritte sechszehn aus

seiner Mitte zu wählen; die übrigen zwey Drittheile
werden aus dem grossen Rath gewählt.

10. Die Art wird nachher bestimmt, nach welcher

die Wahl geschehen soll; doch soll immer getrachtet

werden, die Mitglieder soviel als möglich aus ver-

schiedenen Cantonen in die nemliche Commission zu

wählen.

11. Die Gegenstände dieser Commißionen sind ans-

fer den an besondere Commißisucn schon verwiesenen

Ge cnst mden, alle in das ihnen angewiesene Fach ein-

schlagende Sachen.

12. Es werden daher die wirklich ernannten bc-

sondern Commißionen, ihre Schriften der betreffenden

allgemeinen Haupteommision nach einer nachfolgenden

Anweisung zustellen.

iz. Die Hauptcommißionen haben kà andere

Vollmacht und Auftrag als Sie betreffenden Gegenstände

vorzuarbeiten und dieselben dann dem gesetzgebenden

Corps wie gewöhnlich zur Berathung vorzutragen.

14. Die einkommenden Bittschriften und Vorschläge

werden jederzeit der betreffenden Hauptcommißion zu-,

gestellt.

15. Während den im 1. §. bestimmten 6 Wochen
darf sich kein Mitglied ohne Erlaubniß der Hauptcom-
mißion, von welcher er Mitglied ist, entfernen; und
es darf nie mehr als dem 4ten Theil einer solchen

Commission auf einmal Urlaub ertheilt werden, wobey
Rücksicht auf die Zahl der in einer solchen Commißion
vorsindlichcn Senatoren und Repräsentanten aus dem
grossen Rath, genommen werden muß.

16. Dasjenige Mitglied, welches sich ohne Erlaub,
niß der Hauptcommißion länger als ein Tag entfernt,
soll nebst dem Verlust seiner täglichen Besoldung eine

Geldbuße von 7 Franken für jeden Tag einer solchen

Abwesenheit bezahlen.

17. Diejenigen Mitglieder, deren Urlaub ausgclof.
sen ist, sollen sogleich einberuffen werden.

18. Die zulegt gewählten Präsidenten und Secretärs
bleiben bis die ordentlichen Sitzungen wieder ihren
Anfang nehmen.

iy. Nur in ausserordentlichen Fällen.kann m»f den

Vorschlag des Vollziehungsausschusses, oder auff das

schriftliche Begehren von 48 Mitgliedern, WVWM
ein Drillhcil aus dem Senat und zwey Drillhole aus
dem grossen Rath seyn müssen, ausser den im 1. H.

bestimmten Sitzungen das gesetzgebende Corps »criam-
meit werden.

N ü ce erklärt, daß er als Mitglied der Commis,
sion, durchaus nicht zu diesem Gutachten gcstimt

habe, und daß er, ohne sich vor irgend jemand zu

fürchten, nun auch noch öffentlich erkläre daß er
nie dazu stimmen werde. Er fodert Niederlegnng des-

selben für volle 8 Tage auf den Canzleytisch.

Escher war auch Mitglied der Commißion, und
erklärt mit der unerschrockensten Herzhaftigkcit vor der

ganzen Welt, daß er anfänglich glaubte, dieses Gut.
achien werde der Republik wenig nützen: seitdem aber

fand er eine gute Seite in demselben, und mmt sich

daher vor, dasselbe mit Standhastigkeit zu vertheidigen.

Se er et an. Es bedarf nicht 6 Tag Untcrsu.

chung, um diesen bösen Traum zu untersuchen und

zu beurtheilen. Dieses Gutachten wirst die Consti.

tution übern Haufen, will auf heimlichen Schleich«

wegen, die Rärhe vertagen, und ist also für die Re-

publik höchst gefährlich; man behandle dasselbe Mor«

gen, um ihm gleich sein Recht wicdcrfahren zulassen»

(Die Forts, folgt.)
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Ca r r ard. Ich als Mitglied der Commißion

erkläre? daß ich mit voller Ueberzeugung zu diesem

Gutachten gestimmt habe, und daß es mich äusserst

unschiklich dünkt, sogleich einen solche» Vorschlag, durch

Lacherlichmachung, verwerfen machen zu wollen. Wem,

man die Einheit der Republik, die Freyheit und die

Eintracht, von der man immer den Mund voll hat,

wirklich will, so sollte man durch Mittel, die eines

wahren Republikaners würdiger sind, als Verdächtig-

und Lächerlichmachmig, dieselbe zu beendzwecken suchen!

Ich srimme für 6 Tage Niedcrlegung auf den Canz-

leytisch.
^Gmür stimt Carrard bcy, dessen Antrag angenom-

wen wird.
Der Vollziehungsausschuß übersendet eine Bittschrift

der Gemeinde Hcmenthal, im Canton Schafhausen,
welche wünscht, dem Distrikt Schafhausen eingetheilt

zu werden.

Auf Ehrmanns Antrag wird dieser Gegenstand

an eine, aus den BB. Stocker, Ehrmann,
nnd Fier; bestehende Commißion übergeben.

Die Versamlung bildet sich in geheime Sitzung.

Grosser Rath, 4. Juni.
Präsident: H e m meler.

Der Präsident zeigt an, daß die gestrige Abordnung
des grossen Raths, von dem fränkischen Minister freund-
schaftlich empfangen wurde und daß derselbe gerührt
war über die Theilnahme des grossen Raths wegen
den glücklichen Fortschritten der fränkischen Waffen und
versichert habe, daß auch der erste Consul hierüber ge.
rührt seyn werde.

Auf To ma Michel s Antrag wird der Vollzie-
hung der verlangte Credit für das Ministerium der
Justiz und Polizey, ohne Einwendung gestattet.

Vier junge Bürger von Aubonne begehren, daß die
Bürger vom 20. Jahr an, wenn sie das Aktivbür.
gerrecht erhalten, auch für majorent, erklärt werden.
An die Commißion über das Civilgcsezbuch gewiesen.

Die Gemeinden Greng und Meyriez fodern aus
dem Gemeindsbezirk von Murten, der Freyheit gemäß,
entlassen zu werden. Au eine Commißion gewiesen,
in dieI 0 mini, B le ß und F i erz- geordnet werden.

Jakob Klarer von Mattwyl aus dem Thurgäu fo-
bert Revision eines Prozesses. Tagesordnung.

Die Gcmeindsmunizivalität von Jferten fodert Ant-
wort über ihre frühere Zuschrift wegen der Lokalitäts-
ausgaben. Auf das Gesetz begründet geht man zur
Tagesordnung.

Rudolf Bieri von Buchholderberg fodert von der
Vollziehung eingesandte Aktenstücke zurück. An die
Vollziehung.

Bürger aus dem Distrikt Meilen im Canton Zürich
sodern neue Erklärung der Einheit und Untheilbarkeit,
die Bekanntmachung der Rechnungen, ein neues bcs«

seres Finanz,Wem, Theilung der Stadt - und Staats,
guter, bessere Verwaltung dieser lezrern, Erklärung
wider eine Wiedereinführung der Feodallasten und Voll.
Ziehung der Aufhcbungsgesetze über diese, und endlich
Beförderung der neuen Constitution und einsweilige
Handhabung der jetzigen. Mittheilung an den Senat
und die Vollziehung.

Die Gemeindgutscigenthümer von Roßiniere im
Lcman wünschen, daß die Verwalter derselben nur
für r Jahr ernennt werden dürfen. Tagesordnung.

Die Gemeinde St. Urban fodert neuerdings, daß
die Klosterbürger mit in ihre Munizipalität eingeordnet
werden. An die Vollziehung.



Die Gemeinde Muri bey Bern fodert neuerdings

Postfreyheil für die ihr officiel zukommenden Schreiben.

Cartier fodert Mittheilung an die Vollziehung,
mit der Einladung zu entsprechen

S ch lumps wundert sich, daß diese Munizipalität
allein sich hierüber beklagt und fodert Verweisung an
eine Commißion.

Z i m m ermann ist überzeugt, daß das Postwesen

nur als Regie zweckmäßig besorgt werden kann, allein
da unser Gesetz noch niaft vollzogen werde» konnte,
und dieses Begehren in vieler Rücksicht Schwierigkeiten
hat so fodert er Mittheilung an die-Vollziehung,
mit einer innert 8 Tagen zu beantwortenden Anfrage,
warum das Gesetz über die Postfreyheit nicht vollzogen

werde. Dieser Antrag wird angenommen.

Graf fodert Einladung an die Vollziehung, über
den Pfundzoll von Bern bestimmte Auskunft zu geben.

Cartier will diese Einladung auf alle in Helvctien
noch vorhandene Pfundzölle ausdehnen.

Secret an will auch lieber den Gegenstand im
Allgemeinen behandeln, glaubt aber hierzu bedürfe

man keiner Erläuterungen von der Vollziehung er

will also einzig die Commißion zu Beschleunigung ihrer
Arbeit beauftragen.

Schlumpf will über den Pfundzoll in Bern ein

besonderes Gutachten haben.

Secre tan s Meinung wird angenommen und die

Verstmimlung bildet sich in geheime Sitzung.

Grosser Rath, s. Juni.,
Präsident: H e m meler.

Herzog v> M. läßt seine Abwesenheit durch Krank-

heit entschuldigen: Er erhält für z Wochen Urlaub.
Die Commißion über Strassenbau wird durch De-

foes und Graf ergänzt.

Der Senat verwirft den Beschluß über die Unter-

wersung der Fleischer unter die Patentgebühren. Rück-

Weisung an die Commißion.

Der Vollziehungsansschuß übersendet eine Bittschrift
der Gemeinde St. Sylvestre im Distrikt Roche Cant.

Frepburg, die mit dem Distrikt Frcyburg. vereinigt zu

werden wünscht. An eine Commißion gewiesen, in
die, Nuce, Er lâcher und Geynoz geordnet

werden.

Der Vollziehnngsausschuß zcigt an, daß wegen dem

Ausfuhrverbot von Getrcid, an dem Neuenburgersec
« -ebene Ladtwgsplätze ausschließlich bestimmt wer-
den Mußten:- nun haben- die Bürger Marny,,. genannt.

Melause, in einem verbotnen Zadungsplatz Getreide

eingeschift, welches aber nicht ausser die Grenzen der

Republik verführt wurde: diese Bürger wurde» dein

Gesetz zufolge mit der Confiscation gestraft, nun fodert
die Vollziehung, weil keine böse Absicht bey diesem

Vergehen obwaltete, Nachlaß eines Theils der Strafe.
An eine Commißion gewiesen in die C a r m i ntr an,
Stiger und Matti geordnet werden.

Secretan zeigt an, daß 8 geschworne Notairs
seine Anzeige wegen der Einschreibung mehrerer Worte
in einige Vertagungsbittschriftcn des Lcman, schriftlich
bestätigen: er bittet um Erlaubniß diese Erklärung auf
den Canzleylisch niederlegen zu dürfen, und daß davon
im Protokoll Erwähnung geschehe. Angenommen.

Die von Secretan vorgelegten Formen über den

Civilprozcßgang werden ohne Einwendung genehmigt.
Preux fodert eine Einladung an die Vollziehung,

um über die Unterstützungssteucr von i vom loo-? für
die verwüsteten Cantone, baldigen Bericht zu geben.

Cartier fodert Vertagung, weil im Canton So,
lothurn z. B. diese Steuer noch nicht enthoben ist,
und aus den östlichen Cantonen eine so starke Aus,
Wanderung statt hatte, daß mehr als dieses i vom 1000
schon frcywillig entrichtet wurde.

Schlumpf stimmt Preux bey, weil wenn die
ausgeschriebene Steuer schon geflossen wäre, nicht ein«
so starke Auswanderung statt hatte.

Nuce folgt Preux und wundert sich über die nachs
läßige Vollziehung der Gesetze.

Custor folgt, bemerkt aber, daß der Cant. So->

lothun soviel frcywillig that, daß man ihn nicht so

schnell zur gezwungenen Steuer auffodern durfte.
Preux Antrag wird angenommen:
Der Senat zeigt an, daß er dem cisalpinischen Ge^

fchäststräger eine Beglückwünfchungs-Abordnung wc-
gen der Wiedereinnähme Mailands zugesandt habe.

Der Senat fodert Mittheilung der an beyde Räthe
zugleich adreßirten Bittschriften.

C a r t ie r. Diese Einladung geht die Vertagrings-
bittschristen an, welche undenuzt auf dem Canzlcytisch

liegen; ich trage auf Mittheilung, derselben an. An-

genommen.
Der Vollziehungsnusschuß zeigt an, daß die ftäm

kische Armee seit dem z r. May Bcllenz und feit dem

i Juni Locarno und Lauis besezt hat; ohne Zweifels
fügt derselbe bey, werden Sie B- Repräsentanten,
diese Nachricht mit eben dem Vergnügen vernehmen,,

mit. welchem der Nollziehungyausschuß Ihnen, dieselbe.
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mittheilt, und mit uns gegenstitig Glückwünschen, daß

der Republik jene zwey cnnelbirgische Cantone wieder

gewonnen worden. Man klatscht.

Marcacci trügt darauf an, daß diese allen

Republikanern erfreuliche Nachricht sogleich dem Senat
mitgetheilt werde. Angenommen. ^Legier wird zum Präsident, P oletti zum fran-
zösischcn Sccrctär und Anderwerth und Tvma-
michel zu Saalinspektoren ernannt.

Grosser Rath, 6. Juny.
Präsident: Legier.

B. Kla rer von Matwyl, im Thurgan, erneuert

sein vor einigen Tagen eingegebenes Begehren, um

Revision eines Prozesses, wegen neuen auszustellenden

Belegen. Auf die bestehenden Gesetze begründet, geht

man zur Tagesordnung.
Billete-r fodert, daß die Vccthcidigungöschrift

des Pf. Schweizers von Einbrach, welche voch vcr-

läumderischer als die erste Schmähschrift gegen die

Gesetzgebung ist, der Vollziehung überwiesen werde.

E rlacher fodert Tagesordnung, weil alle Arten
Schmähschriften unter den Augen der Regierung frey

circubren, und die Zeit kommen wird, wo dieses alles

gewiß ein Ende nimt.

Bille ter beharret, und sein Antrag wird ange-

nomme».
B. Ues Bauer von Gunsberg, Richter im Distrikt

Solochurn, klagt, daß er wegen einer bloß ansehet-

ncndei Trunkenheit, die nur von schwachem Magen
herkomme, entsetzt worden sey, und fodert Wieder-
cinsttz.mg.

Ars Cartiers Antrag wird diese Bittschrift an
eine fchmmißion gewiesen, in die geordnet werden:
German, T r o s ch mid S ch lu p.

D>r Vollzichungsausschuß fodert neuerdings eine

besser- Organisation der Munizipalltäten und Gcmeinds-
ka murrn.

Secret a n glaubt, das ganze Bedürfniß hierüber
besteh, darin, einen Polizcycodex zu entwerfe»; und
für l esen Gegenstand fodert er eine Commißwn von

7 Mlgliedern.
Gip a n y folgt, und zeigt Thatsachen an, diese

Nothwendigkeit von Polizeygesttzen zu beweisen.

B - lo e s versichert, daß schon eine solche Polizey-
komm ßwn bestehe.

E ich e r. Die Polizcycommißion ist nur mit Mühe
Sccre.Ms- Meynung zuwider eingesetzt worden (s. gros-

scr Rath z. July 179? schwer;. Rep., z. Band,
isuppl. pag. 50.); aber jezt ist von besserer Bestimmung
verschiedener §. § des Munizipalgesetzes, die Rede,
und daher weise man das Gutachten der Munizipal»
coinmißion zu, deren Organ Secretan ist.

Secreta» erklärt, daß er nicht Präsident dieser'
Comnußion sey ; er bcharrt auf seiner Meynung, und'
wundert sich über Eschers vortreffiches Gedächtniß,
welches ihm den Anlaß giebt, schöne Sachen in dem

Republikaner hmciiizusetzen.

Delves stunt Eschern bey, dessen Antrag ange-
nommen wird.

Gap an y im Namen der Hausierercommißion trägt',
an, über die Morion, laut der man den Verwaltungs,
kammern die Bestimmung der Einschränkung der Hau-
sterer in ihren Cantonen überlassen soll, zur Tages-
ordnung zu gehen, weil eine solche Verfügung, der'
Einheit der Republik zuwider wäre, und bey den Vec-
waltungskammern Anlaß gäbe, Personalbegünstigungew
für Hausierer zu ertheilen.

Escher. Dieses Gutachten über einen so wichti--
gen Gegenstand wie der ist der der Commißion zur
Untersuchung überwiesen wurde, ist etwas trocken, unlli
beantwortet die aufgeworfenen Einwendungen gegm^
die unbedingte Gleichmäßigkeit solcher Polizcyverfügun--
gen in der ganzen Republik, keineswegs. Nehmen-
wir das Gutachten an, so ist dasselbe in einem ganzen-

Drittheil der Republik unausführbar, weil durch da,?
selbe vom 1. August an, das Hausieren vieler wich-
tigen Handelsartikel in ganzen Gegenden eingestellt

wird, die Jahre lang noch keine angesessene Kräm-
mer haben werden bey denen sie sich jene Bèdàdft'
nisse verschaffen könnten. Und sollte wohl die Einheit der"

Republik so weit wirken, daß man ganzen Gegenden-
ihre Bedürfnisse abschneiden wollte, weil diese in andern
Gegenden übcrsiüßig und nachtheilig sind? Ich denke/,
eine solche Gleichheit bewirkt die gröste Ungleichheit ,-
und eine solche Einheit führt durch den kürzesten und
sichersten Weg zum Föderalist« weil sie das Einheits--
system drückend und verächtlich macht. Man weist'
also diese unzwekmäßig vorgeschlagene Tagesordnung'
der Commißion zu zwekmäßigcrcr Erdaumng. dieses-'

wichtigen Gegenstandes, zurük.

H u b er kann auch nicht zu der vorgeschlagene»!

Tagesordnung stimmen ; eine solche Auslegung der Eimd
heit wird dieselbe gerade an: wirksamsten über- de»>

Haufen werfen; oder wollen wir, weil in einigen de-
gendm Strohdächer erfoderiich sindch dieselben-auch)



.in den Städten zulassen ; ich denk? nein. Eben so ist

nicht Personaldegünstigung von Seite dcrVerwaltungs.

kümmern in den Lokalversugungcn, zu befürchten,

weil sie nicht die Erlaubniß einzelnen Hausierern, son-

der» für das Hausieren gewisser Gegenstände, zu er-

.theilen hätten. Allein es ist nicht nöthig, diesen Ge-

genstand der Commißwn zurukzmveisen, sondern man

kann sogleich die VerwaltungStammern berechtigen, die

.unentbehrlichen Ausnahmen von den übrige» zwekmäs-

ftgen allgemeinen Verfügungen dieses Gutachtens, zu

treffen.
Deloes ist auch durch die vielen Schwierigkeiten,

die ein allgemeines Gesetz über tue Hausierer bisher

erlitt, überzeugt worden, daß einige hvtalverfügungen

müssen zugelassen werden, und daß uns diese hart-

nackige Ausdehnung der Emheit, gerade am leichtesten

zum Föderalist» fuyren würde. Er stimt Hubers An-

trag bey.

Gap any begreift, daß vor 4 Iahren verschie-

dene Gesetze für die verschiedene» Theile Helvetiens er.

fobert wurden, aber daß man jczt noch dieses zu

fobcrn wagt, dieß ist ihm unbegreiflich; man schlage

noch mehr Ausnahmen vor, und verlängere den Zeit-

punkt, aber erschaffe keinen Füderalism, denn sonst

müssen auch den verschiedenen Distrikten, verschiedene

Gesetze gegeben werden. Er beharret auf der Tages-

vcdnung.

Graf ist überzeugt, daß dieses Gutachten in einem

grossen Theil Helvetiens unausführbar wäre, und

stimt Hubcrn bey, mit dem Beysatz, daß die Lokal-

Verordnungen, der Gesetzgebung zur Ratifikation vor-

gelegt werden Men.

Bjlleter will, daß die Verwaltungskammern von

der Vollziehung aufgefodert werden, ein Gmachlen

hierüber einzugeben, damit dann, auf dieses hin, ein

allgemeines Gesetz mit den erforderlichen Ausnahmen,

gemacht werden kann.

S ecret an. Was man auch sage, so ist Eschers

Antrgg eine Art Lokal - und Föderalif- Despotismus,

allein noch sind uns keine Thatsachen angeführt wor-

den, die beweisen, daß dieses allgemeine Gesetz nicht

ausführbar sey. Wenn aber dieses wirklich der Fall
ist, so nehme man Grafs Antrag an, und überlasse

der Vollziehung die Ausübung des Gesetzes da zu

verschieden, wo dieses nothwendig ist.

E r la cher stimt Billeter bey.

C u st or ist Secretans Meinung.

Grafs Antrag wird angenommen.

Der übrige Theil des Gutachtens wird unverändert

angenommen.
Der Vollz. Ausschuß übersendet folgende Botschaft:

Der Vollziehungsausschuß an die gesekge-
benden Rätye.

V. Repräsentanten!^
Der Vollzichungsausschuß beeilt sich, Euch aus Eure

Einladung vom 27. May, zu antworten, welcheeine

Bittschrift von 54 Kaufl uten von Herisau, zum Ge«

genstaud hat, die um ein Gesetz ansuchen, vermög
welchem den Einwohnern von Augsburg, Gleichheit
der Rechten, in Zallttfällen, in ganz Helvetien zuge-
standen würde.

Es herrscht ein engherziger und oft ungerechter Geist
in den alten schweizerischen Gesetzen, in Betreff der

Collocationsrechtea.
Der 48ste §. unserer Constitution, beschützet dic

bürgerlichen Gcsttze jedes Cantons, und die Gebräuche,

welche auf jene Bezug haben, so lange bis die gesetz.

gebenden Räthe nach und nach mehr Gleichförmigkeit
in die bürgerlichen Gesetze werden eingeführt haben.

Der Vollziehmigsausschliß hat schon oft über selitè

Lage geseufzct, wenn er gerichtliche Akten vollziehen
lassen mußte, die mit dem Begriffe von Einheil und
den Grundsätzen unserer Verfassung, so ganz im Wi-
derspruche sind.

Die Gesetzgebung hat mit der nämlichen Aufmerk-

samkeit, bey ähnlichen Fällen, ein Gesetz unter dem

12. April 17YY, ergehen lassen: „daß bey gcrichtli-

„ chen Liquidationen, die helvetischen Bürger, nach

„dem Recht ihrer Schuldtitel, sollencollociert werden,

„ ohne daß in Zukunft im geringsten ans den Unter-

„schied geachtet werde, ob sie in dem Canton, ws

„die Liquidation stattfindet, wohnen oder nicht."
Dieses Gesetz aber bezieht sieh nur aus das Innere

von Helvetien; allein über die Verhältnisse mit dem

Ausland, ist in dieser Rüksicht noch nichts verfügt
worden. Diese Verhältnisse wurden durch gegenseitige

rechtliche Vergleiche, oder durch Thatsachen, welche

den Richterstühlen zur Weqweisung dienten, cutschieden.

Allein, eben diese Verhältnisse waren unter sich in
der nämlichen Maßgabe verschieden, als jeder Canton

unter den ehemaligen Regierungen, besondere Verbin-
düngen und Rechte besaß. Daher kömt es auch, daß

die Einwohner von St. Gallen, in Augsburg bey Con-

cursfällcn zugelassen, die Einwohner von Appenzcll aber>

ausgeschlossen wurden. (Die Forts, im St. 46.)
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Erstes Quartal. Den 17 Prairial, VIII.

Anzeige.
Die Nr. 20 bis 25 werden in einer andern Dru-

kercy gedrukt lind in dieser und der kommenden Woche
ausgegeben werden.

Geftzgebung.

Senat,;. Iu n i.
(Fortsetzung.)

(Beschluß deS Commißionalberichts über die Paten-
tcnlösung der Fleischverkäufcr.

Diese Betrachtungen führen Eure Commißion noch

weiter, und machen sie gewiß nicht unrichtig schlies-

sen, daß wann nun auch die Flcischverkäufer, um un-

ter eine strenge Polizey gebracht zu werden, gesetzlich

gehalten werden, Patente zu lösen, so werden dann in

der Folge auch mit gleichem Recht die Müller und

Becker, und alle andere Gewerbe das gleiche Schiksal

haben. Ain Ende würde es auch noch jeden Kauf-
und Handelsmann, ia sogar die Advokaten mW

was in diesem Bcruff einschlägt, auch noch treffen,

oder wer will sagen, diese gehören weniger unter die

Aufsicht der Polizey, als jene andere Gewerbe; und

gmlit würde keinerlei) Gewerb mehr frey seyn.

Sollte nun der Senat nach allen diesen Bemerkun-

gen weiter fortfahren, Resolutionen, die eine solche ge-

häßige Patentenlösung festsetzen, anzunehmen Ich hoffe

nein. Die Ruhe und Zufriedenheit unserer Mitbürger
muß demselben, besonders in gegenwärtiger trauriger
Lage unsers Vaterlands zu nahe am Herzen liegen,

als daß er einen Augenblik anstehen sollte, diese Re.

solution mit den lauten Aeusserungen zu verwerfen: daß er

zu weiterer Aufstellung solcher Patentlösungen seine Ge-

nehmigung nie ertheilen werde ; damit der große Rath
einmal von diesem Princip abstehe, und sowohl wegen
Verkauf des Fleisches als anderer Lebensmittel, ein

Polizeygesez entwerffe, welches allen Gefährlichkeiten

und Unordnungen vorbiegen, und mit dem freyen
Gewerbe, und der sonstigen Freyheit unserer Mitbüc«
ger vercinbarlich scye.

Die Commißion hofft endlich, der schon lange er«

wartete neue Finanzplan werde nun bald zum Vorschein
komme», und für unsere Bedürfnisse sowohl, alS

für den Carakter eines freyen Volks so passend ausgc«

arbeitet seyn, daß alle die gehäßigcn indirekten Abga,
ben darinn nimmermehr zum Vorschein kommen, so.

mit dann auch der große Rath der Mühe enthoben
werde, weiter ähnliche Quellen von Einkünfte», die

bey unsern Mitbürgern nichts anders als äusserstes

Mißvergnügen erzeugen, aufzusuchen.

Die Commißion räth Ihnen cinmüthig au, diesen

Beschluß zu verwerfen.

B a y. Der zügellose Fleifebverkauf erregt den all-
gemeinen Unwillen und Abscheu: die Wasenmeister fa-

gen aus, daß bald kein verrektes Thier ihnen mcbr
eingebracht wird : man mag daraus den Schluß ziehen,

welches Fleisch mitunter verkauft wird; es ist also sehr

zu wünschen, daß bald ein beruhigendes Polizeygeset

erscheine. Er verwirft den Beschluß.

Stapfer wünscht einen Beschluß, daßder,,wel»
cher eigenes Vieh erzogen hat, ohne Patent sein Fleisch
verkaufen könne ; eben so wenn eine Kuh verkalbert, und

so muß getödtet werden u. s w. — aber die Fleisch-

Händler, die zum Schaden rechtschaffener Metzger,
und der Gesundheit, schlechtes Fleisch verkaufen, die

sollten den Patenten unterworfen werden. Er verwirst
den Beschluß, und dringt auf ein sorgfältiges Poli-
zeygesez.

L ü t h i von Langn, erklärt sich gegen die Patenten-
Einführung die nach diesem Beschluß sich bald auf
jeden Landmann ausdehnen würde. Er möchte hin-
gegen nirgends Fleisch verkaufen lassen, als da, wo
das Vieh unter Aufsicht ist geschlachtet worden; er

meint, es schaudere der reinlichen Menschheit, wenn
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man ficht / wie es gcgemvnrtig mit dem Fieischverkaus
hergeht.

La ficchere erklärt fich zu Gunsten der Patente«/
bey denen man fich in Frankreich sehr wohl befindet.

Er will den Munizipalitäten die Polizey über den Fleisch-
Handel überlassen. Er verwirft den Beschluß/ weil er

keine Polizey- sondern eine Finanzmaßnahme enthält/
wozu die Initiative der vollziehenden Gewalt nöthig ist.

K ub! i klagt über den gegenwärtigen Zustand des

Fleisthhandels und Verkaufs; bis zu einem neuen Po-
lizcygesctze sollten an jedem Ort die alten Ordnungen,
die gute Aufsicht handhabten, bestehen. Von Patenten

mag er aber gar nichts wissen.

Lüth a rd hat mit Vergnügen die eifrigen Erklä-

rungen gegen die zügellose Freyheit, die bey dem Fleisch-

verkauf statt findet/ angehört. Die Grenzen der Er-
werbsfrcyheit können nur durch den möglichen Scha-
den, den sie der Gesellschaft bringt, bestimmt wer-

den. Der Vorschlag des grossen Raths scheint aller-

dings diesen Schaden nicht abzuwenden,; aber Aufsicht

beym Schlachten und Verkaufen des Viehes, daher

Anweisung des Lokals, wo allein Fleisch verkauft

werden kann, dürsten nothwendig seyn. Der Gesttzge-

der soll aber nur die ersten Züge eines solchen Gesetzes

entwerfen, und die Anwendung den Munizipalitäten
überlassen.

C a r l verwirft den Beschluß aus den Gründen der

Commißion und Laflcchcre's; hauptsächlich aber, weil

Über den Fleischverkauf kein allgemeines Gesiez-gemacht

werden kann. Endlich wird er nie ein neues Abga-

bcngesttz annehmen, ehe er deutlich den Zustand der

Finanzen der Republik kennt.

Münger spricht in gleichem Sinn.
Der Beschluß wird verworfen.

Der Präsident verliest nachfolgende Anzeige, die

unter lautem Beyfallklatschen angehört wird.
Offizielle, dem Minister der fränkischen Republik

so eben zugesandte Nachricht.

Martinach, 12. Prairial (i.Jun.)
Mayland ist vorgestern eingenommen. B 0 n a p a rte

hat daselbst seinen Einzug gehalten. Der Gen. Murat
hat zuerst diese Hauptstadt der ctsalpinischen Republik
wieder gesehen.

Es lebe die Republik!

Bern, den g. Juni 1800. (14. Prairial.)

Zu druken befohlen, der Sccr. der ft. Gesandschaft

F i t t e.

Der 'Beschluß wird zum erstenmal verlesen der-
den fürs Vaterland gestorbenen Krieger» ein Denkmal
in den Kirchen ihrer Gemeinden bestimmt.

Der Beschluß wird verlesen und angenommen, der
den Verkauf eines Theils der Nationalgutes zu Jffer^
ten, wozu der Vollzichungsausschuß laut dem Dekret
vom März bevollmächtigt wurde, auf die in dem obi,
gen Dekret enthaltenen Bedingungen, genehmigt.

Folgender Beschluß wird verlesen:
Auf die Botschaft des Vollz. Direktoriums vom?ten

Christmonat 1799 —
In Erwägung, daß der Diebstahl von 2 Säcken

Gersten wegen welchem Joseph Julians von St. Mau-
ritz, von dem dortigen Gericht zu einer achtjährigen
Verbannung verurtheilt wurde, nie hat richterlich auf
ihn erwiesen werden können: daß also die schon bald
z Jahre ausgestandene Verbannung ihn nur allzuhart
für den auf ihm liegenden Verdacht bestraft hat —

Hat der große Rath nach erklärter Dringlichkeit be»

schloffen:
Dem B- Julians von St. Mauritz, ist der Rest

seiner Verbannnngsstrafe nachgelassen.

Duc verlangt eine Commißion zur Untersuchung
der Procedur. — Die Commißion wird beschlossen.

Sie besteht aus den B. R a h n, D u c u. B u r c a r d.
(Der Beschluß folgt.)

Kleine Schriften.
Lllai à les nouveaux xi'iucipe^ politiques.

luecl, ÌVIonueron. 8- à Iwuiàune
cli. Vincent 1800. S. 224.

Bereits zu Anfang des I. 1799 gab der Vernisser
unter dem Titel Des Lomprss publics eine der gegen?

wärligen verwandte Schrift heraus, die wir im zlen
Bd. des Schweiz. Republikaners (S. 4z?, z6) an-
gezeigt haben. Die vor uns liegend^, enthält theils
allgemeine Betrachtungen über neuere politische Grund,.
sätze, theils beschäftigt sie sich mit der Anwendung
derselben auf die Schweiz, und sie darf als ein schätz-

barer Beytrag zur Vorbereitung einer neuen Verfassung
angesehen werden.

In der Vorrede spricht der Vf. von dem Zusam«

mcnflnß unglücklicher Verhältnisse die die Staatsum-
wälzung der Schweiz bewirkten: es war unwillkürlich,
daß man sich unter das fremde Joch bog, aber desto

unbegreiflicher und desto weniger zu entschuldigen scheint

Hzn die Leichtigkeit, mit der wir hernach uns den
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